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In der SPK Nr. 21, Hauptthema ' Gemeinwesenar- 
oeit', kündigten wir die Portsetzung über deren 
praktische Probleme an , die sich auch mit Pro- 
jekten der Stadtteilarbeit befassen soll. 

Ganz allgemein gesehen, scheinen Bürgerinitia- 
tiven, Gemeinwesen- und Stadtteilarbeit ver- 
schiedene Probleme gemeinsam zu haben. 

Deshalb sollen den einzelnen Darstellungen ei- 
nige Überlegungen vorangestellt werden. 

1i as sind Bürgerinitiativen? 

Anlaß für Bürgerinitiativen, wie auch für 
3tadtteil- u. Gemeinwesenarbeit gibt die Tat- 
iache, daß Teile der Bevölkerung ihre Interessen 
Ln den herkömmlichen Gremien und Instanzen der 
oarlamentarischen Demokratie nicht oder nicht 
lusreichend vertreten sehen. Sie bedienen sich 
ieshalb nicht institutionalisierter Pormen, 
i.h., Protest verläuft nicht mehr auf dem 
'Dienstweg" . 

mlaß dafür s'ind schlecht gebaute und zu teure 
Vohnungen, . féhlende Kindergärten und Schulen, 
rnzureichende und zu teure Verkehrsmittel, man- 
gelnde Erholungsmöglichkeiten usw. 


)ie Initiative richtet sich aber auch gegen die 
■catastrophalen Lernbedingungen in den Schulen, 
menschenunwürdige Unterbringung in Obdachlosen- 
asylen, Nervenheilanstalten, Heimen und Gefäng- 
nissen . 

Sind nun alle Protestäußerungen "von unten" 
zunächst einmal positiv zu bewerten? 

Diese Prage kann nicht formal, sondern nur an- 
hand der Arbeitsinhalte der Initiativen beant- 
wortet werden. 
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U8 i-resoeveröl'l'entlichungen kennen veir alle 
usans.enjchlUsae v.eiier US-Anerikaner geyen die 
araenintöi-ration, wir wieaen, daß sich auch in 
er ai. J " jelljBtaiU’egruppen" gebildet haben, 

E den 3a einea heir.es für geiatig 'oehinderte 
inier in ihrer ’iohngefend za verhindern. 

olcne Vorgänge eir.d Symptome dafür, daü es 
och i'saaer aäglich ist, Bürger gegen Teile der 
eeellsciiaft zu ir.obilisierer. ur.d damit sozio- 
kononisch bedingte Widersprüohe auf sog. Außen- 
eiter zu projèzieien, Aggressionen auf Schwä- 
:here abzuleixen. 

iiese Art von 'Bürgerihitiativén' meinen wir an 
: ieser Stelle nicnt. 

.laus Offe hat Bürgerinitiativen definiert als 
'alle Aktionen, die sich auf eine V e r b e s- 
s e r u n g der disparitären 

Bedürfnisbereiche richten 

(d.h. also auf die Bereiche, in denen die Ar- 
beitskraft und das Leben nicht durch individu- 
elle Kaufakte, sondern kollektiv reproduziert 
werden muß: Viohnung, Verkehr, Brziehung, Ge- 
sundheit , Erholung usw.) und die weder bloße 
Pormen kollektiver Selbsthilfe sind, noch sich 
darauf beschränken, den offiziösen Instanzenzug 
des politischen Systems zu mobilisierenj 
sie bririgen vielmehr Formen der Selbstorganisa- 
tion der unmittelbar Betroffenen hervor, die 
ebenso wie ihre Aktionsformen im System der 
politischen Institutionan nicht vorgesehen 
sirid ( 1 ) 

Diese Definition scheint als Verständigungsbasis 
brauchbar, solange man allgemein Uber Bürgerini- 
tiaiiven spricht. 

GWA als 'entschärfte" 
BÜRGERINITIATIVE 

Auch die GWA ist eine Reaktion auf die Unfähig- 
keit des Staates, grundlegende Bedüifhisse der 
Bevölkerung zu befriedigen. Nach der herrschen- 
den Thèorie (s. Ross, Vogel/Oel u.a.) greift 
sie die sog. Mißstände auf, verfolgt dabei aber 
das Ziel, die Interessen der Bevölkerung mit 
denen der Institutionen in Übereinstimmung zu 
bringen, d.h. den vorhandenen Mitteln anzupas- 
sen. (2) 

Zwar sihd nach der GWA-Theorie auob Institutio- 
nen wandelbar, der Gemeinwesenarbeiter , von ih— 
nen angestellt, bewegt sich jedoch notwendiger— 
weise i'n einem vorgegebenen, 'legalen' Rahmen, 
der radikale Problemlösungen verhindern soll. 

Durch die Einführung der CTA erkennt der Staat 
zwar faktisch an, daß grundlegende Bedürfnisse 
der Bevölkerung nioht befriedigt sind, die be- 
stehende Wirtschaftsordnung, Ursache für die 


Disparitäten, wird jedoch nicht infrage gestellt 
Der CT'A ist folgerichtig wesentlich die Funktion 
zugedacht, Proteste von unten zu entschärfen 
und in * geordnete ' Bahnen' zu lenken. 

Probleme und Grenzen: 

Auch Bürgerinitiativen werden notwendigerweise 
früher oder später mit der Bürokratie konfron- 
tiert. Ihr Spielraum ist zwar größer, wenn sie 
sich nicht von vornherein staatlichen oder 
kirchlichen Organisationen anvertrauen. 

Dennoch treten auch bei ihnen die Probleme auf, 
wie wir sie aus der GWA-Praxis kennen. 

(s. S. : "Dsr Konfiikt") 

1 . Bürgerinitiativen entstehen im Reproduktions- 
und nicht im Produktionsbereich. 

An verschiedenen , räumlich weit verteilten 
Arbeitsplätzen arbeitend, schließen sich die 
Bürger im Viohngebiet zusammen, um einzelne 
"Mißstände" anzugehen. Sie begreii'en das 
"Übel" als lokal bedingt, dem mit einer kurz- 
fristigen Initiative abgeholfen werden soll. 
Daß Erscheinungen wie drastische Mieterhöhun- 
gen, fehlende Kindertagesstättenplätze , über- 
füllte Schulklassen usw. Ausfluß kapitalisti- 
scher Strukturen sind, wird ihnen nur in den 
wenigsten Pällen erklärt. Eine solche Politi- 
sierung ist in der herrsehenden GVfA-Theorie 
auch nicht vorgesehen. 

2. Demzufolge besteht die Gefahr, daß sich die 
Bürgerinitiative vertrauensvoll-naiv an 
staatliche und kommunale Instarizen wendet, in 
dem Glauben, diese seien "neutral" und könntaa 
die Interessen aller "Bürger" in gleicher 
Weise vertreten. Verantwortlich für einen 
Mißstand werden dann die Langsamkeit oder 
Böswilligkeit eines einzelnen Amtes, Sachbe- 
arbeit'ers, Lehrers oder Repräsentanten einer 
Wohnungsbaugesellschaft gemacht, nicht der 
Staat als Repräsentant einer Klasse und Aus- 
druck bestimmter sozioökonomischer Verhält- 
nisse . 

3. Selbst wenn man erkennt, daß ein sog. Miß- 
stand keine Einzelerscheinung ist, bedeutet 
das noch längst kein gemeinsames Vorgehen 
dagegsn im überregionalen Rahmen. 

Wer könnte ein solches gemeinsames Vorgehen 
organisieren? 

Die Gewerkschaften beschäftigen sich u.a. 
wegen ihrer berufsspezif ischen Untergliede- 
rung vorerst nur mit den Problemen am Arbeits 
platz. 

Eine systematische Aufklärung über die struk- 
turellen Ursachen der sog. Mißstände ist wie 
eine Koordination überregionaler Aktionen nur 
möglich, wenn die "Bürgerinitiative" von ei- 
ner sozialistischen Organisation bzw. Partei, 
die die Interessen der arbeitenden Bevölke^ 



rung konsequent vertritt, getragen wird. 
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4. Wie der Name sagt, beteiligen sich an sol- 
chen "'Bürgerinitiativen" meist keine homoge- 
nen Bevölkerungsgruppen , sondern ingehörige 
aus versohiedenen Klassen und Sohichten mit 
durchaus untersohiedliohen Interessen. 

"Wird z.B. ein innerstädtisches Baugebiet 
saniert, so verliert der Arbeiter hauptsäoh- 
lioh seine billige Wohnung, der besser ver- 
dienende Angestellte hauptsäohlich die inner- 
städtisohe Lage zum Arbeitsplatz und Frei- 
zeitangebot und der Kleingewerbetreibende 
seine Kunsohaft. Würde der Arbeiter seinen 
Protest mit der Porderung naoh billigen Neu- 
bauwohnungen verbinden wollen, so läge dem 
Angestellten mehr am Standort und dem Ge- 
sohäftsinhaber nur an einer Lösung,. seinen 
unrationellen Kleinladen zu erhalten." (3) 

Bie Erfahrung zeigt, daß die meist redege- 
wandten und im Durohsetzungsvermögen trai- 
nierten Angehörigen der Mittelschicht in sol- 
chen Pällen ihre Interessen auf Kosten der 
anderen Beteiligten durchsetzen und so die 
Bürgerinitiative zu einer Mittelsohiohtsan- 
gelegenheit machen. 

5. In einigen Pällen nehmen Bürgerinitiativen 
dem Staat sogar Arbeit und Kosten ab (Bei- 
spiel: Kinderläden) .Sie stopfen Löoher, 
statt dem libel auf den Grund zu gehen. 
Gleiohezeitig dienen sie als "Prühwarnsystem" 
und nehmen bestimmte sozialpolitische Eege- 
lungen exemplarisch vorweg. 

Der Staatsapparat registriert auf diese Wei- 
se sich abzeichnende Konflikte eher und 
kann, um drohende Entwicklungen einzudämmen, 
scheinbare oder teilweise Beff iedungsmaßnah- 
men treffen. 

(Andererseits sei hier nur darauf hingewie- 
sen, daß jedes Sozialgesetz historisoh einen 
Kampferfolg der Arbeiterbewegung darstellt.) 

Trotz der genannten Beschränkungen und Gefah- 
ren können Bürgerinitiativen für die an ihnen 
Beteiligten ein erster Schritt sein, indem in 
der Konl'rontation ihr Glaube an den bürgerlich- 
liberalen Staat erschüttert wird . 

Die Erkenntds, daß der "soziale Rechtsstaat" 
unfähig ist, berechtigten Porderungen zu ent- 
sprechen, die zudem noch "sachkundig und ver- 
nünftig" vorgetragen werden, ist ein Ansatz 
zur Politisierung. Daß fehlgeschlagene Initia- 
itiven zu erneuter, noch tiefer gehender Resig- 
ination der Beteiligten führen können oder daß 
durch punktuelle Erfolge die Beteiligten in ih- 
rem Glauben an das bürgerlich-parlamentarische . 
System und die Ideologie des "gerechten Inter- 
jessensausgleichs" bestärkt werden, läßt sich 


nicht ausschließen . Um diese Gefahr zu reduzie- 
ren, bedarf es einer weitergehenden , stetigen 
politischen Arbeit. 

Bei allen ü’berlegungen muß man die 3ürgerinitia- 
tiven im Zusammenhang der politiscnen Entwick- 
lung sehen, die mit fortschreitenaer pianio'er 
kapitalistischer Produktion vermehrte Kriaen 
im Produktions- und vermehrte Defizite in Re- 
produktionsbereich bringen wird (Planungen v;ie 
mittelfristige Pinanzplanung , außenwirtscnaf t- 
liche Absicherung, Eventualhaushalte usw. sina 
ailenfalls geeignet, die extremsten 
Auswirkungen der Widersprüche der kapitaiisti- 
schen Produktion abzuschwächen ) . 

Diese Entwicklung birgt Chancen einer breiteren 
Politisierung, die die organisierte Zusammen- 
fassung von Einzelaktionen ermöglicht und po- 
litisches Kandeln wirksamer macht. 

Vi'ir gehen davon aus, daß nur eine solche "Ge- 
meinv;esenarbeit" oder "Bürgerinitiative" poli- 
tische sinnvoll sein kann , die dazu dient, die 
Cnterprivilegierten und Ausgebeuteten zur Ver- 
anderung ihrer eigenen Situation anzuleiten. 

Daß dabei verschiedene organisatorische Pormen 
und politische Strategien möglich sind, leuch- 
tet ein. In Abgrenzung gegen Specht und Alinski 
(s. SPK Nr. 21) sind diese an einem Konzept 
politischer Stadtteilarbeit zu orientieren, das 
die Bewußtwerdung, Organisierung und Selbst- 
hilfe der Arbeiterklasse und anderer ausgebeu- 
teter lohnabhängiger Schichten, die im Produk- 
tionsprozeß vorangetrieben werden muß, im regio- 
nalen und überregionalen Maßstab unterstützt. 

Anmerkungen: 

(1) C. Offe, Bürgerinit%tiven und Reproduktion 

der Arbeitskraft im Spätkapitalis- 
mus in: 

Bürgerinitiativen - Schritte zur 
Veränderung? , Pischer-Verlag 
Frankfurt 

(2) vergl. SPK Nr. 21 Seite 6 

(3) Helga Faßbinder, Bürgerinitiativen und Pla- 

nungsbeteiligung im Kon- 
text kapitalistischer Re- 
gionalpoütik, 

Kusb.uch 27, S. 79/80 


Die folgende Darstellung verschiedenster Praxis- 
projekte und deren Kritik heabsiohtigt nicht, 
einzelne Initiativen und Personen vor einer 
begrenzten Öffentlichkeit zu "zerreißen". 

Sie dient vielmehr der Vorstellung verBchiede- 
ner politiscjier Konzepte und deren fesistellba- 



■en oder nö ( ;lichen Konsequenzen. Dabei muß auch 
lerucksiciitift werden, daß uneere Earstellunger. 
;icr. auf VeriSffentlichunf en (nrteitspapiere usw) 
- ; i ■ ,:ev.eili t ;er. Projekte gründen und nicht ausge- 
ehlossen werden kann, daß aus taktischen oaer 
r.deren Gesichtspunkten die tatsächliche Praxis 
cn der Eeschreibung abv.eicht. 

iese Vorbemerkunren schließen jedoch eine ein- 
eutife Stellungnahme unsererseits nicht aus. 


PROJEKT HASELHORST 

Jas 'Ppjj'dcc näsclnorst" ues Bcsirltsa-its opöiiu&u 
aa3 im 3usaaoianiiaag gosehan warden ini't der lu- 
dellbewsguag in Berlin, die i-Iitte des Jalires 
lgSu von Kos.nale, Laitender Fachbeamter des Se- 
nators für Faailie, Jugend und Sport, eingelei- 
tet wurde.^Seinerzeit, als unter den Sozialar- 
beitern eine wachsende Unzufriedenheit laut tror - 
de, hatte Kos;nale den Sozialarbeitern Vorschlä- 
ge entwickelt, durch die Sozialarbeit effizien- 
ter gemacht werden sollte. 

Die damalige Unruhe ist inzvischen verebbt und 
kanalisiprt in die Arbeit von Projekten. Sie 
bilden heute den veränderten Pahmen dafür, daB 
Sozialarbeiter mit verbesserten "Techniken" als 
bisher 

- die Menschen, die bisher vom System noch nicht 
unterworfen worden sind, nachträglich an die von 
den Herrschenden gewünschte Sozialisationsform 
im Sinne von Leistungswettbewerb, Konkurrenz- 
kampf und Profitstreben an_ppassen 

- die nach Profitorientierung geordneten Le- 
bensbedingungen verschleiern 

- die Ausfallerscheinungen der Menschen ( physi- 
sche und psychische Krankheiten und Deformatio- 
nen) , die durch die unmenschlichen Bedingungen 
antstehen, kompensieren und caritativ mildern 
(durch die. "Methoden" von Casework und Social 
■droup Work). 

Schuld hieran ist nicht zuletzt die Aus- und 
auch die Fortfaildung, die die herrschenda bür- 
gerliche Ideologie unkritisch weiter an die 
Sozialarbeiter vermittelt. 

Das iProjekt Haselhorst" ist eins der wenigen Fro- 
jekte, das innerhalb des kahmens der Sozialbüro- 
kratie ,seit längerer Zeit kontinuierlich besteht 
und worüber jetzt eine detaillier.te Arbeitsbe- 
scnreibung zur Verfügung steht. 2) Das Projekt, 
Facheinrichtung das Amts 3 Familienfürsorge der 
Abt. Jugand und Sport des Bezirskamts Spandau 
wurde im Juni 196o von einer Sozialarbeiterin 
initiiert. Dia Adressatengruppe sind die'1400 
Sewohner (brwachsene, Kinder, Jugendliche) ei- 
ner örtlich begrenzten KLeinrau-nsiedlung, besser 


gasagf einer feineren Obdachlosensiedlung, "filr 
uiivei’sciuildet wohnungslos Gewordene“ . 3) Drei 
Sozicilarbeiter der Behörde und 10 außerinstitu- 
tionelle Mitarbeiter, die mit Gruppen aus der 
Bevölkarung Social Group Work betreiben, tra- 
gan das Projekt. 

3er Arbeitsansatz war zu Beginn, die bisherige 
mur reagierende Arbeit der Familienfürsorge 
(Feuerweirrfunktion der ilaßnahmenfürsorge z.fl. 

+iach § 1666 BGB) zu ersetzen mit ainer prophy- 
laktischen Arbeit. Heute will man den Bewohnern 
helfen: 

- "ihre eigenen Bedürfmssse zu erkennen und 
deren Befriedigung rechtzeitig und in geeigne- 
ter ifeise durchzusetzenj 

- sie zu befähigen, Konflihn innerhalb der Fa- 
iailie und zwischen FaBiilie und Umwelt sëlbst ak- 
tiv zu lösen und damit 

- allmählich in zunehmendem Mafle von der Hilfe 
der Sozialarbeiter unabhängig zu werden. 

Damit wurde nicht nur ein Beitrag zur Kompensation 
von Sozialisationsdefiziten, sondern gleichzeitig 
auch zur politischen flrziehung der "Klienten" 
und auch des Gemeinwesens, also "emanzipatorische 
Sozialarbeit“ geleistet. ”4) 

Diese Ziele sollen erreicht werden über die in- 
tegrierten Methoden, binzel-, Gruppen-und Gemein- 
wes enarbei t . 

Die Gemeinwesenarbeit war von vornherein nit ein- 
geplant. tfann und in welcher Form mit ihr begon- 
nem werden sollte, stand am Anfang noch nicht 
f est. 

Die Gemeinwesenarbeit wird heute technokratisch 
versfanden als 

- “Intergruppenarbeit" , d. h. die Zusammenarbeit 
der engeren I-Iitarbeiter ( der 3 Sozialarbeiter 
und der 10 Mitaroeiter) mit dem Ziel des festen 
Zusajamenhalts der Gruppe und der Koordination 

- die "Intergruppenar'oeit" der im weiteren Kah- 
man zuständigen Âmtspersonen (Säuglingsfürsorgë, 
Sozialamt, Grundstücksa+it etc.) mit dem Ziel der 
Kooperation und der Stützung aes Projekts, was 
über eine regelmäßige gemeinsame Inf ormation * - 
an alle Beamten erreicht werden soll 

- die Arf>eit mit 'den Betroffenen mit dem Ziel 
in ersfer Linie den zwischenmenschlichen Bezug 
za verbessern und in zweiter Linie die Le- 
-»ensbedingungen 

- die Arbeit mit der Öff entliclikeit (Informa- 
tionen am Presse, nahe Betriebe, Sozialarbei- 
terschaft) mif dem Ziel der Sicherung und Un- 
terstützung der Projektarbeit. 

Inhaltlich werden die generellen Ziele der Ar- 
beit und die spezifizierten Ziele der Gemein- 
wesenarbeit nicht bestimmt. Ob dies aus takti- 
schen Gründen geschieht, diese Frage läßt sich 
nicht beantworten. An der Arbeitsbeschreibung 
des Erojekts lassen sich allerdings die In- 
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halte ablesen: die Ziele verden systemimmanent 
interpretiert und so ist es kein Wunder , daß 
sie scheinbar wertfrei ohne eine veitere ßr- 
klärung der dahirter liegenden Interessen dar- ■ 
gestellt werden. 

Gefahrlose Emanzipation 

In der Darstellung des Projekts wird Gemeinwe- 
senarbeit durch das generelle Ziel der Gmansi- 
patorischen Sozialarbeit bestimt. Geht man vom 
eigentlichen Wortsinn aus , so strebt Smanzipa- 
tion eine mündige Gleichberechtigung vom Hin- 
derberechtigten an, d. h. eine veränaerung der 
jenigen Umstände vird angestrebt, die bestimmte 
Henschen in ihren Rechten in Bezug auf ihre 
freie psycho-soziale sntwicklung und sntfaLtung 
und in ihren Rechten auf unabhängige Selbstbe- 
stimjmung und eigenständige gèsellschaf tliche 
Jntscheidungen mehr einschränlcen als andere 
Ilenschen. So verstanden ist eine auf Jmanzi- 
pation gerichtete Arbeit eine die Interessen 
der Benachteiligten vertretende und für sie 
parteiergreifende Arbeit. 

Die gesellschaf tlichen Bedingungen, durcn die 
Klienten zu KliertEn werden, sind Teile der ürd- 
nang des prof itorientierten Systems der BRD. 

Inf olgeaessen hat eine emanzipatorische Sozial- 
arbeit diese politische ürdnung, die nur Destimm- 
te Hitglieder der Gesellschaft zu Klienten 
macht, zu verändern im Interesse dieser Klienter. 
und erweist sich damit als eine partèiergreifende 
und politische Arbeit. 

Hit einem so verstandenen JmanZipationsbegriff 
im Rahmen der Sozialarbeit scheint das Projekt 
aber nicht zu arbeiten. Nur am Rahde sei bémerkt, 
daß z. B. jeglicher Hinweis auf die Tatsache 
fehlt, daß eine mit aller Konsequenz verfolgte 
emanzipatorische Sozialarbeit innerhalb der Ab- 
hängigkeiten von behördiichen Trä'gern, hie'r Bè- . 
zirksamt , gar nicht leistbar ist. ßin Sozialar— 
eiter einer Béhörde kann bestenfals eine eman— 
ipative Wirkung in einer einen generellen Pro- 
zeß der Bmanzipation unterstützenden Weise ha- 
oen, z. B . in Form einer Aufklärungsfunktion. 

Konkreter wird der Inhalt des vom Projekt be— 
nutzten ji'manzipationsbegriffs , wenn man ihn 
gegenübersteUt der folgenschweren Warnung, 
daß Gemeinwesenarbeit zwar auch einen poli- 
tischen Aspekt hat, aber nicht "möglicherwei- 
se als "politisch-gefährlich" mißverstanden 
verden" sollte 4)< Das deutet darauf hin, daß 
aine politische srziehung ohne Gefahr für das 
lystem erfolgen solL. 

Die vorhanderie geséllschaf tliche Ordnung ist 
abër vor-herrschend, d. h. es herrscht über an- 
dere theoretisch mögüehe Systeme. Aus diesem 


Grunde wird der politische Aspekt von Gemeinwe- 
senarbeit , venn er im Rahmen einer nmanzipation 
stehen soll und deshalo immer eiae Veränderung 
anstrebt, bei den Vertretern des Systems zwangs- 
läufig auf Widerstand stoßen: Die Harrschanden 
und ihre Handlanger werden, sonst wären sie. koi- 
na Herrscher und Handianger, aas SystGifl, âea 
Boden des Herrschert'Uj'as verteidigen. Jine poli- 
tisch— emanzipatorische izczeit oei.üialtet inr.ior 
einen Angriff auf oie Ungerechtigkaiten dcs 
Systems und stallt desnalo iriiaer auch ainan An- 
griff auf dia politiscne Harrschaft dar Herr- 
schenden, die andere beherrschen, dar. Politisch- 
emanzipatorische Gemeinvasenaroeit ist aiso ge- 
nerell eine Gefahr für aas politische System. 

Ir.i Zusammenhang mit der eoen beschrieöenen War- 
nung der Sozialarbeiter entpuppen sich die Jman- 
zipation verheißenden Zielvorstellurigen als ein 
Täuschungsmanöver:' Wenn sie keine Veränderurig 
des Systems anstreben, unterstützen sie es. Js 
ist zu vermuten, daß die Sozialarbeiter den ver- 
kappten Anpassungszielen nicht nur gar nicht auf 
die Spur gekommen sind, sondern sogar dem pro- ' 
gressiven Schein selbst erlegen sind, unizwar 
n der Weise, daß sie womöglich neue Verhaltens- 
-..eisen der Klienten, die sich an birgerlichen Nor- 
. ien orientieren, bereits eas Bmanzipation deu- 
ten oder eine tatsächliche Emanzipation der 
Klienten auf die Arbeitsmethoden der Sozialar- 
oeit zurückführen. 


Aktivität um jeden Preis 

Die von den Sozialarbeitern beschriebene Praxis 
ier Projektarbeit enthüllt noch deutlicher den 
ichein des Emanzipationsgedariken und bestätigt 
:amit unsere bisherige Kritik an den theoreti- 
then Zielen. 

>_e direkte Aktivierung der Bewohner wurde be- 
onnen, nachdem sie sich befriedigt in ihren per- 
bnlichen Bedürfnissen, z.B. nach Gruppenzuge- 
.iörigkeit und Geselligkeit zeigten und aufge- 
ochlossen für aligemeine Probleme und soziale 
•’ragen wurden. Die Sozialarbeiter initiierten 
laraufhin einen Wettbewerb mit dem Appell an 
ien Ordnungs- und Schönheitssinn der Bewohner: 
•lachen Sie mehr aus Ihrer Siedlung. 

Der Wettbewerb hatte vollen Erfolg mit 60 % 
Beteiligung. Und - die Bewohner reagierten mit 
der Verschönerung des Vorgartens und schlossen 
sich zusammen, um Säuberungsaktionen durchzu- 
führëri. (Wie man gehört hat, zeigen die Bemü- 
nung.en der Sozialarbeiter erste Erfolge. Während 
vor einigen Jahren die Soziaaarbeiter nobh mit 
den Klienten der Wohnungen säuberten, legen sie 
jetzt schon alleine Hand an). 



2ie Reaktion der ßewohner seigt, daß sie im An- 
satz die bürgerliche Ideologie von Sauberkeit 
und Ordnung bereits veri2elicht haben und sie 
bei einera Appell sofort in dieser Eichtung re- 
igieren. Eine Diskussion über diese Form der Re- 
iktion der Bewohner ururde von ,den Sozialarbei- 
:ern offensichtlich nicht in Gang gesetzt. Des- 
nalb kann das Motto wohl nicht Mittel zuit Zweck 
siner emanzipatorischen Aktivierung gev/esen 
tein. Die Sozialarbeiter versuchten hier, eine 
iktivität der Bewohner um jeden Preis zu errei- 
:hen. Das Ergebnis ist eine Anpassung der Be- 
vohner an die eigene bürgerliche Bewußtseins- 
lage der Sozialarbeiter , aus der das Motto ent- 
sprungen ist. 

oer Wettbewerb erveiterte die Zahl der erwachse- 
.ien Gruppenraitglieder und zog die Gründung einer 
Jruppe von Jugendlichen nach sich. 

Wach diesen Erfolgen wagten die Sozialarbeiter 
ainen veiteren Schritt. Es sollten jetzt ■ gesell- 
schaftliche Probleme gelöst werden, undzwar solJ 
ten die gegenseitigen Vorurteile der Bewohner 
der Siedlung und der Bevohner der angrenzenden 
Häuser abgebaut werden. Man beshloß, dies durch 
ias Medium einer Zeitung der Siedlung zu errei- 
chen. (Wairum eine Zeitung nicht von den anlie- 
genden Bewohnern gemacht werden sollte, wird 
nicht gesagt.) 

Da die bisherige Gruppenarbeit der Eltern nur 
paüschal beschrieben wurde, kann nicht beurteil 
werden, ob nicht schon dort ein emanzipatori- 
scher Ansatz möglich gewesen wäre. Gestützt aui 
die allgemeine Aufgeschlossenheit, das vachsen- 
de Problémbewußtsein und den Erfolg des Wettbe- 
werbs hätte eine aufklärende emanzipatorische 
Arbeit. spätestens bei der Gr+ündung der Sied- 
lungaeitung ansetzen können. Sieht man sich 
aeute nach 11/2 Jahren seit der Gründung den 
Inhalt der Zeitung an, entpuppt sie sich al- 
lerdings als eih Organ zur Stützung und Auf- 
rechterhaltung der bürgerlichen Verhaltensnor- 
aen. Es gibt in der Zeitung als Konsumfutter 
lediglich Informationen über einen Spielplatz- 
baü, die Aufgaben einer Sozialberatungsstelle , J 
Fragen-Fragen-Fragen und Ratschläge über Rat-/ 
schläge./ 

Dasgeht so weit, daß Jugendliche in einer Art 
Abenteuer- Story über "Jugendkriminalität be- 
richten und dabei ihre eigene Tendez zu - nach 
bürgerlichen Maßstäben - kriminellem Verhalten 
ausleben und legal "frei erfundene Täter" dis- 
kriminieren dürfen: Im Sinne von Schwarz-Weiß 
MeüLerei prangern zwei artige Buben einen bösen 
Buben an, der ohne FührersChein Auto fährt.^»! 1 ) 
Die Autoren dieser Story werden durch das Mit- 
tel der eigenen Erzählung den Anforderungen des 
Systems unterworfen und die Ökonomie ihrer Psy- 
che vi'rd für das System brauchbar gemacht. Die 
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eigenen Wünsche, auch schon mal ein Auto fahren 
zu dürfen, werden mittels der Erzählung über 
die Mechan^imen der Verdrängug und Projektion 
ersatzweise befriedigt. Normen des Mittelstan- 
des - Auto fahren ohne Führerschein ist ver- 
boten- werden ohne eine große Anstrengung auf 
die Jugendlichen einer an der Nahtstelle der 
Gesellschaft stehenden Siedlung übertragen. 

Der Sozialarbeiter übt indirekt eine Kontroll- 
funktion der Polizei aus. Die Ideologie der 
guten (angepaßten, gesetzestreuen) Bürger und 
der schlechten (gegen Nortßin verstoßendé') Bür- 
ger, die Klassenteilung, wird hier eingeübt. 

Die Ursache des Normenverstoßes wird indivi- 
duell gesehen und als individuelle Schuld an- 
gelastet. 

Aufgabe einer emanzipatorischen Sozialarbeit 
wäre hier gevesen, die Ursachen von Jugend- 
kriminalität mit den Jugendlichen zu diskutie- 
ren und den Zusammenhang zur gesellschaftli- 
chen Realität, z. B. über die Selektionsme- 
chanismen, herzustellen. Die Jugendlichen hät- 
ten daran ihre eigenen von der Norm abweichen- 
den Wünsche und die damit verbundenen HerrschaftS’ 
ansprüche des Systems erfahren können und sie 
hätten daran in einer emanzipatorischen Weise 
lernen können, sich nicht weiterhin von ihren 
Wünschen, die sie mit ihren Folgen in der wei- 
teren Entwicklung hemmen, unterdrücken zu las- 
sen. Vielmehr hätten sie einen selbständigen Ura- 
gang mit ihnen eingeübt. 

Die Bescheibung der Gruppenarbeit zeigt, daß die 
Sozialarbeiter danach strebten, da'ß die Jugend- 
lichen wieder -kontinuierlich arbeiten und sich 
gegsnseitig stützen sollten, "in der Absicht, 
keine 'krummen Sachen" zu machen". 5) Nach den 
bisher deutlich gewordenen systemimmanenten 
Zielvorstellungen der Sozialarbeiter kann man 
untersteilen, daß auch diese Ziele bei der kon- 
kreten Arbeit mit den Jugendlichen systemimma- 
nent verstanden werden. Ungewollt erzielt das 
Projekt aber an dieser Stelle emanzipatorische 
Nebeneffekte. 

Da die i» der Gesellschaf t benachteiligten Jung * 
arbeiter eine gewisse finanzielle Sicherheit erst 
einmal haben müssen, um sich auf einigen Gebie- 
ten als selbständig erleben zu können, bedeutet 
eine kontinuierliche Arbeit eine Emänzipations- 
hilfe. Gleichzeitig verhilft die Teilnahme am 
Produktionsprozeß zur Entwicklung des für einen 
Kampf gegen die Ungerechtigkeiten des Systems er- 
forderlichen Klassenbewußtseins und kann außer- 
dem als wirkungsvolles Mittel im gemeinsamen 
Kampf der beherrschten Arbeiterschaft gegen die 
Vorherrschaft des Kapitals benutzt werden. Die 
gegenseitige Unterstützung, keine krummen Sachen 
zu machen, ist eine Einübung in solidarisches 
Verhalten, das die voraussetzung für einen ge- 
meinsamen Kampf darstellt. 
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Selbsthilfe ist 
Trumpf 

Sine weitere Stufe in der Arbeit des Projekts 
stellt die Eröffnung einer Sozialberatungsstel- 
le in der Siedlung dar. Sie war von den Sozial- 
arbeitern von .der Bürokratie .beantragt v/orden. 

Die Bewohner betrachteten die Beratungsstelle 
ais "ihre" Gruppenräuine und danit mchs die 
Gruppenarbeit und auch'die Tatkraft, Probleme 
anzugehen. Die Beivohner nennen die Beratungs- 
stelle "I-iecker nich" , da dies allein ihrer An- 
sicht nach nicht genügt, um Probleme schon zu 
lösen. DiesE günstige Situation, in der die Be- 
wohner beginnen, sich als behandeltes Objekt 
zu erfahren und konsequent ein selbständiges 
handlungsfähiges Subjekt sein wollen, wird von 
den Sozialarbeitern nicht für eine emanzipa- 
torische Arbeit genutzt, sondern- ideoWjrfisch 
umgemünzt, indern der Spruch "Selbsthilfe ist 
Trumpf" von ihnen munter aufgegriffen, unter- 
stützt und verbreitet wird. Die Sozialarbei- 
ter scheinen die durch das Profitinteresse 
vorgegebenen Grenzen und die dementsprechende 
Ohnmacht einer individuellen Selbsthilfe nicht 
zu kennen. 

In der folgenden Zeit zeigt sich die Tatkraft 
der Bewohner in raehreren Aktionen. Der inzwi- 
schen gegründete Sozialausschuß wandte sich 
an die zuständigen Behörden, um eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung für die Straße zur Siedlung v/e- 
gen der häufigen Unfälle zu erreichen. Ergebnis: 
ein Warnschild "Spielende Kinder" wird aufge- 
stellt. 

Weiter bat der Sozialausschuß um die Behebung 
baulicher Mängel in der Siedlung und machte Vor- 
schläge, wie die Siedlurxgsbevölkerung durch an- 
dere angrenzende Mieter aufgelockert werden 
könnte. Ergebnis: eihe Diskussion mit dem zu- 
ständigen Beamten. 

Die Wohnungsprobleme wurden dann zum späteren 

Zeitpuhlct den Bezirskpolitikern durch die Be- 

wohner vorgestellt. Diese übten sich wochenlang 

mit Hilfe von Tonbändern auf den Vortrag des Pro- 

blemkatalogs. Ergebnis: Von Nov. 71 bis heute 
. 

ist nichts von den Ergebnissen der damals ein- 
gesetzten Arbeitsgruppen bekannt geworden. 

Auch diese Aktivitäten deuten auf die bürgerlich- 
liberale Bewuötseinslage der Sozialarbeiter hin» 
die "Auf dem liberalen Vertrauen darauf (basiert), 
daß der Staat bzw. die kommunale Verwaltung, wenn 
ihnen der Wille und die Bedürfnisse der Bürger 
nur mit hinreicheiddem Nachdruck präsentiert 
werden, sich beeilen werden, ihnen stattzugeben" 


6). Die politische Erziehung wird durch solche 
Aktivitäten zur Politik im Hinterhof. Diese Art, 
auftauchende Prolbleme zu lösen, dient gleichzei- 
tig dem herrschenden System in der Weise, dai3 
mögliche Konfliktherde vorzeitig als "Frühwarn- 
system" dem Staat bèkanntwerden und rechtzeitig 
ausgeschaltet werden können, und sei es durch 
das Ablassen von Luft bei Podiumsdiskussionen. 

Wenn ein Teil der Bewohner sich bessere Lebens- 
techniken anei^ei als andere, z. B. durch das 
Erlernen von gewandterem Sprechen,so bedeutet 
dies auch die Gefahr, daf3 die Siedlungsbevöl- 
kerung erneut gespalten wird. Als erste Voraus- 
setzung einer allgemein gesellschaftlichen Eman- 
zipation der Benachteiligten, müssen Sozialar- 
beiter aber versuchen, eine gemeinsarae Basis 
dcr Klienten zu erreichen und als Fernziel ver- 
suchen, eine gemeinsame Basis der Klienten und 
der übrigen benachteiligten Bevölkerung herzu- 
stellen. 

Bis heute ist eine politiscne /Jctiviät von Er- 
folg gekrönt worden: Der Bau eines Spielplatzes . 
Die Elterngruppe Spielplatz begann mit dem Selbst 
hilfe-Motto und bat 55 Firiäèn um Spenden, 5 ant- 
worteten positiv. Weiter machten sich die El- 
. tern auf eigene Faust sachkundig über die Ge- 
staltung- eines Spielplatzes , indem andere 
Spielplatze angesehen, Prospekte gelesen und 
Kösten errechnet wurden. Die Sozialarbeiter ba- 
ten bei den Behörden um ein Gelände und finanzi- 
elle Unterstützung,. Heute ist durch die finan- 
zielle Hilfe von Bezirksamt, Senat und der Gr- 
ganisation Unihelp die Herrichtung eines Gelän- 
des in vollem Gange. Jugendliche, Eltern, Kin- 
der, Sozialarbeiter und britische Soldaten haben 
den Sand bereits aufgeschüttet. 

Als Lehr-Beispiel ftir die kritische Aneigung von 
gesellschaftlicher kealität hätte auch diese Ak- 
tivität gelten können. So ist es nur ein Bei- 
spiel dafür, v/ie einfach die herrschende Ideo- 
logie von der Hilfe zur Selbsthilfe unkritisch 
übernommen wurde und v/ie die Ungerechtigkeiten 
des Systems bedeutend wirlcungsvoller verschlei- 
ert werden können. 

Spielplätze werden iin Rahmen eines Reforinpro- 
gramms längst hinter verschlossenen Türen ge- 
plant. Angesichts dieser Tatsache muß die Akti- 
vität der Bewohner als willkommene Unterstützung 
eines Reforinprogramms angesehen werden. Pro- 
bleme, die bei der Ausführung eines Programms 
entstehen könnten, werden auf billige Weise auf 
die Bewohner abgev/älzt. Nicht umsonst konnte 
der Stadtrat zum Bau lediglich äußern, daß das 
größte Problem der fehlende Sand ist. 7) 

Da der Staat den Plan, Spielplätze zu errichten 
schon lange vor den Bewohnern, hatte, können 
diese sich den Erfolg ihrer Bemühungen aucli 
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nicht selbst zuschreiben. Hier wird den Sied- 
lungsbewohnern vorgegaukelt, daß sie über die 
Veränderung der Lebensbedingungen frei und ei- 
genständig entscheiden können. 


SYSTEMKURIEREREI 

Die in diesem Projekt angestrebte Emanzipation 
und politische Erziehung orientiert sich, wie 
besonders die Aktivitäten der Seneinwesenarbeit 
zeigen, an den - bürgerlichen Erziehungsidealen 
und Normenvorstellungen. Es werden ledglich die 
vom System gewünschten Verhaltensweisen auf die 
Bewohner übertragen, die das System bisher noch 
nicht erfaßt hat. Sie werden von den Sozialarbei- 
tern nachträglich an die von den Herrschenden 
bevorzugte Sozialisationsform angepaßt, nicht 
zuletzt aufgrund der eigenen türgerlichen Auf- 
fassungen der Sozialarbeiter. Die politische 
Erziehung bleibt in den Kinderschuhea der unge- 
fährlichen, die jetzigen Ungerechtigkeiten des 
Systems stabilisierenden, und formal-demokrati- 
schen Betätigung stecken. 

Das Projekt schmückt seine Ziele lediglich mit 
emanzipatorischen Begriffen, tata^chlich hilft 
diè Sozialarbeit des Projekts jetzt nicht mehr, 
nachträglich als Feuerwehr die Lücken des Sy- 
stems zu schließen, damit es funktionsfähig 
bleiben kann, sondern sie beugt diesen Lücken 
schon prophylaktisch vor. Sie verscHeiert da- 
durch stärker als vorher die Störungen im 
System und damit die eigentliche Ursache der 
Konflikte: die Unmenschlichkeit des Systems. 
Trotzdem kann sie dabei ungewollt emanzipa- 
torische Nebeneffekte hervorrufen. 

Der Anspruch der emanzipatorischen Sozialar- 
beit kann von behördlich angestellten Sozial- 
arbeitern in Form einer Hilfsfunktion geleistet 
werden, wenn 

- die Sozialarbeiter ihre eigene Emanzipa- 
tion als Voraussetzung anstreben 

- sie die gesellschaftlichen Zusammenhänge, 
die unsere Umwelt und daditrch die Menschen 
bevorteilen und benachteilen erkennen 

- sie den Klienten mit der, staatlich ge- 
nehmigten, "persönlichen und materiellen 
Hilfe”auch die Informationen über die Ur- 
sache ihrer"Hilfsbedürftigkeit" vermitteln. 

Fußnoten 

1) vgl. SPK Nr. 12/13 von 1970 oder demnächst neu 
überarbeitet in der neuen Schrif tenreihe über 
Sozialarbeit des Luchterhand-Verlags 

2) s. "Projekt Haselhorst" in Neuer Rundbrief 
Nr. 2. /1972, Herausgeber Sen. f. Familie, 
Jugend und Sport, Berlin, Am Karslbad 


3) a. a.O S. 2 

4) a. a. 0. S. 2 

4 x) a. a. 0. S. 21 

4 xx) a. a. 0. "Haselb latty d. und 9. Ausgabe 
1972 

5) a. a. 0. S. 16 

6) Klaus Offe S. 160 in ßürgerinitiativen, Schrit- 
te zur Veränderung? , Fischer-Taschenb. 1971 

7) "Probleme nur mit dem Sand" Berliner Tagesspie- 

gel v . 6. 6. 1972 
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Stuttgart-Freiberg 


1 ) " hotncidia-jliei" imsatz und : lia r stellunr der 
Ausganrsbedingungen 

Lie GtfA in dem Heubaußebiet Stuttgart - Freiberg 
war an dem konservativ - sosialteohnologä acnen 
Konzept der Verbesserung der Kooperation versohie- 
dener Institutionen und Organisationen orientiertl 
Es ist aufsohluüreicii fiir uen nraktizierten "me- 
tnodischen" Ansats, was als Konf liktursache be- 
z-eiciinet wirds 

"Ein gesellscnai'tliciier r'roseü mit Konflikt- 
stoiien und xieibungsf laclien ist sweifellos 
aucii aas -intstenen eines neuen ./ohngebiets , 
besonuers v/enn dieses, wie aer btadtteil 
Stuttgart - i’reiberg, gleichsam iiber iiacht 
aus dem isoden ■ge.statipf t. wird... üs v/are je — 
doch zu einfach, die Bchwierigkeiten des 
ch— Einlebens nit dem Fe.ilen der notwendigen 
Einrichtungen alie’ii erklüren zu wollen. Die 
Herauslösung aus der gewoiinten Umgeburig bringt 
f"r die Bewohnor eiues neuen und nooh unferti- 
gen 'iohngebiets auoh viele aenschliche Prob- 
leme nit sicli. Alte 3eziohungen zu iJachbarn 
und Bekannten sind abgeri3sen, und neue las- 
sen sicri niciit so scnnell wieder anknüpfen. 

Vor allem den nicht beruf statigen Frauen fehlt 
der Anschluß, ein Einkauf sbumpiel , ein wenig 
Betrieb$samkeit (s. Anm. 1, B. 168) 

Hauptauf gabe der Gi/A soll also sein, ein bißchen 
"Betriebsamkeit" und "Anschluß" durch die vorhan- 
denen Vereine, Organisationen usw. zu schaffen...? 
Tatsächlicii bringt die Verfasserin des Berichts 
nicht.s, was über solche , die realen Konflikte 
verschleiernden Harmonisierungstecnniken hinaus- 
geht. Sie wird sogar no'ch deutlicher: 

Grundgedanke der G.VA sei "die Mitarbei.t und 
I-Iitverantwortung der Bevölkerung an der Ge- 
staltung ihrer sozialen Umwelt... Hinter die- 
sen Bestrebungen steht das Interesse an einem 
möglichst konflikt- und reibungslosen Ablauf 
gesellschaf tlicher Prozesse und der ‘luqscli. 
die Ausformung und i’estigung der demokrati- 
schen Haltung der Bevölkerung zu unterstütz.en" 
(Hervorh. von 8PK; S. 168) 

Das Demokratiegerede als ideologisches Packpapier 
für die Konf liktvermeidungsstrategie wird in dem 
Bericht noch selbst denunziert: Die in einem 
demokratischen Verständnis von GWA angelegte Mög- 
lichkeit zur Anregung der Betroffenen, Selbst- 
hilfemaßnahmen unabhängig von etablierten nilfs- 
verbänden oder auch gegen den Willen der Behörden 



zu ergreifen, wird in dem Artikel mit dem Hinweis ' 
auf die für die BRB spezifiache "Verplanung des 
öffentlichen Lehens" , die starke Stellung âéf 
Exekutive und die mangelnde "demokratiaöhe Ira- 
dition" abgelehnt: 

Es "wird sich der Akzent bei uns von der 
Aktion zwangsläufig auf die Koordination 
und Kooperation sowie die Information (als 
Handlungsf ormen der Gemeinwesenarbeit j SPK) 
verschieben. Statt für dfe Uitarbeit der Bür- 
ger neben den Kirchen, Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege, Jugendhaus, Mütterschule 
und dergleichen neue Organisationen zu schaf- 
fen, geht es darum, dle Bürger über dittSe ge- 
wachsenen Institutionen in die Seeamtverant- 
wortung hereinzunehmen*. (S» )69) 

"Besonders oharakteriStisch für die Oemein- 
wesenarbeit auf dem I'reiberg ist die Koordi- 
nation und Kooperation aller gesellscnaftli- 
chen Kräfte aus dem öffentlichen und freien 
Raum und ihre ^erschmelzung zu eihem gemein- 
samen Aktionsprogramm". (S. I 69 ) 

Entsprechend diesem organi'sationstechnologischen 
Ansatz verzichtet die Verfasserin, die Darstel- 
lung der Ausgangsbedingungen für die GWA zum 
Anlaß einer Analyse der realen "Konflikt" - Ur- 
sachen, denen mit et\/as "Kooperation" und “Be- 
triebseamkeit" nioht beizukommen ist, zu nehmen'. 

Da heißt es , daß ein Meubauyiertel "über liacht 
aus dem Boden gestampft" wird, ohne nach Sinn und 
funktion 3olcher Bevölkerungsumsetzungen innerhalb 
kürzester Eeit wenigstens zu fragen (zu Beginn der 
ÖWA- im Herbst 1966: 3000 Bewohner} Anfang 1968 : 
3000} beim geplanten Endausbau 1969/1970 voraus- 
sichtlich 10 000 (Berichtszeit: Anfang 1968 )). 

Da wird erwähnt, daß der Ereiberg zu Beginn der 
GWA eine "große Baustelle", ohne Straßenbeleuch- 
tung, Kindergärten, Ereizeiteinrichtungen usw. 
gewesen sei, ohne zu problematisieren, weshalb 
große l'lenschenmassen - z. B. aus"Kostengründen"- 
schon in Wohnsilos untergebracht werden, bevor 
elementare Voraussetzungen des Wohnens erfüllt 
sind. Die hohen Hieten, die große Kinderzahl, 
die Vollzeitbeschäftigung der Mütter kinderrei- 
cher Pamilien bei fehlenden Einrichtungen für 
die Kinder eta. werden als "soziale Probleme" 
nacheinander aufgez ählt, ohne Eusammenhängen 
und Ursachen nachzugehen . 


2 ) " Informatlon. Koordination. Kooperation" 

Die folgende Aufzählung der durch den Gemeinwesen- 

arbeiter initiierten oder "koordinierten" Organi- 

sationen in Stuttgart— “'reiberg soll ein Bild 

davon vermitteln, wie die Interessen der Bevölke- 

rung vorgeblich repräsentiert und tatsächlich 

durch spezifische Organisationsinteressen ersetzt 
werden. Gleichzeitig illustriert sie die reaktio- 

näre Punktion dieser Art von GWA, die durch-Vor- 

beugema ßnahmen "von oben" die Interessen der Be— 
völkerung an der Artikulation hindert und Schein- 

angebote zu ihrer Befriedigung macht. 


"Koordinations - Mittelpunkt" sollte der 
' ttskre is I'reiberK "sein. ein wöchentliches 
. re . der airf dem i'reiberg f ürsorgerisch 
latigen mit verschiedenèn Verwaltungèleuten- 
des Stadt. 

Mitglieder: ein städtischer Bozialarbeiter 
ein ev. Jugendfürsorger , ein ev. und ein kath. 
Pfarrer , ein Bezirksvorsteher , ein Baurat 
(teohnischer Koordinator für das Wohngebiet). 

Dieser ÄrbeitskfBis wurde um einen "Pachaus- 
Söhüß» erweitert mit monatlicnen Sitzungen. 
Mitglieder : ein Stadtdirektor (Sozialrefe- 
rent des Bürgermeisteramts ) , verschiedene 
Vèrtreter der Verbände der freien Wohlfahrts- 
pflege, versohiederiè "Pachleute" aus Ämtem 
der Sozialbürokrstie ent§pree'hënd der jeweils 
anstehenden Problemativ (z.B. SöZial-/Jugend- 
hilfe, Kulturelles, Verkehr), swei Jezirks- 
fürsorgor (Sozialamt), ein Mürsorger (Gesund- 
heitsamt ). 

Zynisch - oder riaiV - heißt es weiter: "Wich- 
tig war uns von Anfang än, auch Vertreter der 
Bevölkerung in diese Koordination und Koopera- 
tion mit hereinzunehmen" (S. 170): der damit 
gemeinte " erweiterte Arbeitskreis i'reiberg " 
hat folgende Mitglieder: 

Die ständigen Mitlgieder des "Arbeitskreis 
l'reiberg" , Vertreter des Bezirksbeirats , der 
Kirchengemeinde , der üchule, des Eltembei- 
rats, des ev. Kihdergartens , des "Verein 
Stuttgarter Jugendhaus e.V.", des Clubs der 
ev. Jugendhilfe , Ues "Deutschen Pamilienver— 
bands", das Sport- und Kulturvereins , des 
Touristenvere ins "Die llaturfreunde" , der 
"Interessengemeinschaft. l'reiberg Süd"j 
femer ein Arzt und eine Krankengymnastin. 

Dieser"erweiterte Arbeitskreis" wiirde, so 
heißt es in dem Bericht, "in gewisser Weise 
die Bewolmer des Stadtteils Preiberg reprä- 
sentie(ren)", die "Kontakte zwischen Arbeits- 
kreis und Bevölkerung" verstärken, "die ver- 
schiedenen Vereine und Gruopen in Kontakt mit- 
einandei" bringen und ihre Arbeit aufeinander 
abstimmen (S. 170). 


Damit "die BeVölkerung unmittelbar zu rfort 
kommen und ihre Borgen und rfünsche loswerden* 
kann (S. 170) gab es "Ausspracheabende" zwi- 
schen BUrgem und Stadtverwaitung. . . . ! Da 
heißt es sogar noch lobheischend , daß es seit 
Beginn der GrfA bis zur Berichterstattung. d.i. 
in 1 1/2 Jahren, "bereits_drei" Abende (l) un- 
ter der Teilnahme - 3ës - Hërrn“5tadtdirektor8 
und des Herm Polizeipräsidenten sowie von 
Vertretern verschiedener Ämter gegeben habe 
(S. 170)...! 

Schließlich gab es den " Freiberg-Brief 2 * * * * * * * * 11 zur 
"Infnrmation der Bevölkerung’* über die vor- 
handenen und geplanten Einrichtungen . auf dem 
Freiberg, über Ilaßnahmen der Stadtverwaltung 
u.ä., der vom "Arbeitskreis Freiberg" heraus- 
gegeben und an alle Haushalte verteilt wurde. 
Eine zentrale Anschlagtaf el diente den vor- 
handenen Vereinen für ^itteiDungen. Ëe i be- 
stimmten Veranstaltungen und Ereignissen 
wurde die Bevölkerung des Freiberg auch über 
die Tagespresse unterrichtat. 

3) Ergebnisse 

Die Arbeit in den verschiedenen Organisationen 
diente - so der Bericht - vor allem "der Ermitt- 
lung der noch unbefriedigten sozialen, kulturel- 
len und wirtschaftlichen Bedürfnisse" (S. 1 71 ) 
und der Diskussion der Voraussetzungen zur 
Schaffung entsprechender Einrichtungen. Die vor- 
handenen Organisationen hätten eineraeits die 
Bedürfnisse der Bavölkerung- kennenlernen können, 
diese wiederum die Schwierigkeiten der Organisa* 
tionen, bestimmte Projekte zu verwirklichen. . . 

Lie Konfliktkanalisierungs - Punktion der GWA 




auf dem i’reiberg wird' dann f olgendermaßen doku- 
mentierti Wo ein off enicundiger ßedarf bestand, der 
nooh nioht mit den vorhandenen Mitteln hätte be- 
friedigt werden können, sei es "Aufgabe des 
Arbeitskreises (gewesen), in der iievölkerung die 
OrUnde darzulegsn, warum eine "inriohtung nooh 
nioht gesohaff en werden konnte oder sioh in der 
Ausführung verzögort hat" (3. 171). 

Jede Organisation sei durch die verBohiedenen 
Oremien angeregt worden, ihre Möglichlceitan voll 
auszusohöpf ens 


Als Krfolg gllt dann, wann die iäy. Oemeinde 
ihre Montag'ekirohe oder das öohulverwal ,ungs* 
amt die Häume der einsigen vorhondenen Sohule 
für Veranstaltungen zur Verfllfiung stellt 
(woduroh ein »vielfiestaltiges Oemeinsohaf ts- 
Xeben" auoh ohne Veranataltungshaus ermöfilioht 


worden sei, wenn der ev. Kindergarten auch 
Kindern anderer Konfessionen offensteht, 
wenn die Stadtbüoherei eine Zweigstelle 
einriohtet , die Arbeiterwohlfahrt eine Näh- 
stube, wenn der "Verein HUtteraohule" Koohkur- 
ae veranstaltet, wenn die besoheunigte Krrioh- 
tung der im "Bebauungsplan" vorr.esehenan 
2, Orundschule, des Uesohäf tszentrums , der 
Spielplhtze und Sportanlagen duron dle Ver- 
waltung zugesagt wird usw. usf. 


Untar "Entwioklung von Initiative und Qemein - 
sahaftsaktionen der Bevülkerung zur OrUndung 
sozialer und kultureller Sinriohtuncen» (S. 172) 


werden aufgezilhXtt 

Aktivlerung zu ehrenamtXiohar liitarbeit bei 
YerbUnden der freien WohXfeiiirtspfiefie ; Bitem- 
seibsthiif e bei der Sohuiaufcabenbetreuunfi; 
Mü-tergruppen; QrUndung eines "Sport- und 
Kuiturvereins" usw. 


Die HandiungsspieirUume von Bürgem und Verbänden 
seien kiar gegeneinand er abzugrenzen, was die 
QWA bei ihrer Xnitiierungefunktion zu berUoksioh- 
tigen habei 

•Während sioh dis bUrgersohaltliohe AktivitUt 
der Bevülkerung auf sozialem Qebiet mehr oder 
weniger innerhalb der Verbhnde der freien 
Wohlfahrtspflege und ähnliohen Xnstitutionen 
abspielen wird und soll, bleibt im kulturellen 
Bektor weeentlioh mehr Haum fUr bürgersolmftU- 
ohe Aktionen" (S. 175). 

Die Frelberger QWA war nioht nur duroh ein solohes 
Abdrängen »bUxgereohaftlioher Aktionen» auf den 
sog. »kulturellen Sektor" reaktionär, sondem da- 
rUberhinaus nooh konzeptiohsiosi Als "persönliche 
Aufgaben" warte dem QemeinweBenarbeiter nooh die 
DurohfUhrung von Spreohstunden ("Lebeneberatung" ) , 
dle "Hiife in teohniaohen Ifragen (wie Slmmerver- 
mittlung , Babysittervermittlung, I’omularauBgabe 
u.ä.), die Ausgabe von LeihbUohern der Stadt- 
bibliothek bzw. die Betreuung der aweigstelie 
wähxend der Spreohatunde, und eohlieaiioh die 
DurohXUhrung von sozialer Qruppenarbeit für 
Alte und Kinder Ubertragen. 

4) " Belbatkritik" 

In einem anderen Aufsatz wird die geleistete 

Arbeit naoh einer Hepräsentativbefragung-der 
Treiberger Bevölkerung duroh die JWhere »aohsohu- 
1* für Soziaiarbeit Stuttgart reflektiert. 

Durt helßt es kokettierendi 


"Man kann - um mit Hudi Dutsolike zu sprsoiien - 
Inhalt und Ziel der QWA untor dem Gesiohts- 
punlct . »Entwiclclung bUrr’ersoliaftlloher Akti- 
vitäten" daratellen in der üpannung zwiBOiion 
Aufklärung und Aktion. Dabei bleibt gleioh 
hier festzuhaltem Aufkläruixg ist eine halbe 
Saohe, wenn wir der daduroh herausgef orderten 
Aktivitiit des BUrgors keinen iiandluhgsraum 
freihalten; Aktion uber ist riur sinnvoll, 1 
wenn ihr eine firündliohe Kltirung der bitua- 
tion vorangelit" (b. 4tJ2f ) 

»Wir verstehen unter "AufklUrunfi" vielmehr 
einen gemeinsamen "Larnprozeti" zwieonen den 
gesellsohaf tliohen i'unktionsträgern und der 
Bürgersohuft, in den beide baiten oune vorge- 
faßte Meinung nineingehen und miteinander das 
EUr und Wider der vorhandenen Alternc.tiven 
abwägen. Dabei geht es uns hier und heute 
vor allem um einen Lerhprozsß (’iWisohen Ver- 
waltung und Bürgersohaf t . Br soll einareeits 
dem BUrgen das fUr urisere Lemokratie so schiid- 
liohe QefUhL nehmen, "die da oben maohen mit 
uns was sie wollen" und smdererselts der 
Verwaltuhfi helfen, saohfinreohto Bntsoheidungen 
zu troffen" (S. 483). 

Zwar rauU man den. Autoren oelbst einen "Lernpro- 
zeß" zugestehen — versohiedene Hositionoh ih dem 
ersten Bericht wurden zurUokgenonimen dson ging 
dieser Lernprozeß nioht so wait, daß grundlegende 
Interessf’hdivsrgenzen 'wisouen dan "beteiligtsn 
Qruwpen" anerkarmt worden wtiren. Uaoh wie vor 
sollen aioh alle anStelle ainer eohten Auseinander 
satzung zu einem harmohisierenden Meinungsaus — 
tausoh zuaammenf inden, . . 

Die Verwaltung aolle weniger auf "Saohzwlinge" 
verweisen, woil dies zu Apathie und nntmutigung 
hei den BUrgern fUhre, und stattdeasen Vsrständ- 
nls f !, r die üotwendigkeitan der Haushaltsplanung 
weoken, una 9 rers"its aber un kritisohen Anmerkung- 
en nioht vorbeifiehan - so luutet Jetot di« Bmpfeh- 
lunfi. Die Varwaltung solle den BUrgorn auoh zu- 
gaotshen, duß sie aina eoiito Mitarbeit, saohliohe 
Kritik und qualif ifiiei’te Mitbestiumung oft nooh 
"lernsn mUsaen» (S. 4ö3f). 

Statt ein«r Bohematisulie^. Bereitetellung soziaier 
Binrl ohtungen s»i einn Geldervsrwendung uaoh dem 
Qrundsatz der Projsktorganisution sinnvoll (Hehr- 
zweomueer; gemeineame Binriohtuußen der versohie- 
denen Orfianiaationen bzw. Qruppen). Die BUrger 
sollten die Ohanoe arhalt’fn, bei der Testlegung 
von Projektorioritaten mitzubeetiamen, weshalb in 
den Bebauungsplänen fUr Keuoauaiedlur.gen zjukünftig 
bestimmte i’reirUume bzw, BnteohaiduncslUoken 
elngaplant werden Bollten« 

Lie QWA mUsse mehr Jfert auf eina »vertisfte Be- 
dUrfnleanalyea laeen, die daa ganze Qemeinweeen 
repräsentativ erfassa und nioht nur dle von den 
vorbandenen Orfianisationen und Verbanden reprhsen- 
tierten BUrger. Die QWA mUsse darum statt bloläer 
Information, Beratung und Koordination außerdsm 
aog. "aktlvlerende Qesprüohe" vorsehen, um die 
Melnunge- und Willensbildung der BUrger zu ver- 
besssrn. Eine verbesserte Willensbildung könne 
ihre organlsat orls ohe borm dann in sog.»ad hoo 
Qruppen" erhalten, i.e, ZusammeneohlUssen von 
BUrgern z.ur Brörtsrung und Löeung bestimmter 
Probleme. .Bine wlohtige Voraussetzung f'r diese 



i’orm der WillensbilduxLg bestehe in einer verbes- 
serten lirwaclisenenbildung , auf die eine "aktivie- 
rende SWA" nicht verzichten könne. Die Vertreter 
der vorhandenen Organisationen dürften bei 
Bürgerinitiativen nur die Holle von "Sachkundigen" 
übernehmen. 

Gemeinderatswahlen oder eine Mitarbeit im."Bürger- 
verein" reichten zur politischen Artikulation der 
Bedürfnisse der' Mitglieder des Gemeinwesens nicht 
aus. Die Parteien hätten hier eine wichtige 
Punktion, indem sie die Verbindung des Gemeinwe- 
sens zum hepräsentativsystem enger gestalteten. 
Dies könnten sie durch eine Mitarbeit in den 
ad-hoc-Gruppen (s.o. ) und durch eine Beteiligung 
von Nioht-Parteimitgliedern an der s/ahl der 
Bezirksbeiräte - die bisher eine reine Parteiange- 
legenheit sei - ermöglichen. In der Biirgerver- 
sammlung bzw. im Geneinderat konnten die Parteien 
das in den ad-hoc-Gruppen bzw. an der ’Basis' 1 
Erörterte an die Verwaltune herantiagen usw.. 

"Es sollte aber gerade Aufgabe der GWA sein, 
durch eine Mitbestimmung im vorparlamenturi- 
schen Haum und die Jbertragung dieser Willens- 
bildung in die Vertretungskörperschaften zu ’ 
erreichen, daß sich das 'olk mit den Bntschei - 
dungen seiner politisehen Pührunr, identifi - 
ziert. Nur dann kann unsere parlämentarisciie 
Demokratie und freiheitlich-demokratische 
Grundordnung auch in Krisenzeiten Bestand 
haben. . . " (S. 4Ö7; Hervorh. von SPK). 

Auch hier zeigt sich wieder, diesmal im Gew;md 
verschiedener aus der frühen Studentenbewegung 
(bis 1967) übernommener "Demokratisierungsf orde- 
rungen" die GWA als Stabilisationsf aktor des 

herrschenden Systems, dessen sog. "f reiheitlich 
demokratische Grundordnung" langst zur Passade 
geworden ist (abgesehen davon, daß die Begriffe 
schon immer im antisozialistischen Sinne ge- 
braueht wurden). Wie der erste Bericht über die 
GWA in Preiberg typisch für eine politische Situa- 
tion ist, tn.der die Degitimitat und Autorität 
des herrschenden gesellschaftlichen Zustands noeh 
nicJrt Bessiv infrage gestellt wird, so machen sich 
im zweiten Bericht schon einige Polgen der Studen- 
tenbewegung insofern bCemerkbar, als überhaupt ver- 
sucht wird, Demokratie - Postulate ansatzweise in- 
haltlich zu bestimmen. 

(Aktueller Anlaß für die "Heflektion" der in Stutt- 
gart - Preiberg betriebenen GV/A war u. a. der von 
;der Repräsentativerhebung dokumentierte überdurch- 
solinittlich hohe Anteil von HPD-V/ählern, der damals 
, noch nicht als politisch opportun galt, 
bevor er von der CDU absorbiert werden konnte). 

Pür einige"Partizipations^ - Vorsohläge gilt des- 
halb das, was wir oben im allgemeinen 'ieil dieses 
Artikels festgestellt haben: sie können - als 
Porderungen der Betroffenen selbst gestellt - 
'unter Umständen die Politisierung fördern, da sie 
notwendig enttäuscht werden, sobald herrschende 
Machtverhältnisse angetastet werden. 

Das ahhand des ersten Preiberg - Beriohts über die 


Konf liktverschleierungs - Taktik der GV/A Gesar,te 
gilt jedoch auch fiir diese demokratisch verbramte 
Porm von GV/A, solange sie eine mögliche objektive 
Interessengleichheit zwischen kaoitalistisehem 
Staat , oligarchischen"gesellschaftlichen Gruppen" 
und der Hehrheit der Bevölkerung unterstellt 
und auf eine Analyse der im sog. "Gemeinwesen" 
auftretenden sog. "Konflikte", die selbst nur 
Erseheinungen de r Widerspriiche des kapitalisti- 
schen Systems sind, verzichtet. 

Anmerkungen : 

1 ^Ursula Weismann - Gemeinwesenarbeit auf dem Prei- 
berg, in: Soziale Arbeit, 17. Jg., 1968, H. 4, 

S. 167 - 174 

2 ) 

U. Weismann / D. Hilling - Entwicklung bürger- 
schaf tlicher Aktivitäten. Brf aiirungsbericht aus 
der Gemninwesenarbeit Preiberg - eine kritische 
Bewertung der dort angewandten Hethoden unter 
obigem Gesiohtspunkt , in: Soziale Arbeit, 18. Jg. , 

H. 11 , S. 482 - 488 


SCHÜLERLADEN 

WERFTSTRASSE 

Vor gut 2 Jahren nahm eine Studentengruppe - 
überwiegende Studienrichtung Sozialpädagogik - 
die Arbeit nit Kindern in einer kinderreichen 
Siedlung des sozialen Wohnungsbaus auf, " um die 
an den Hochschulen und Universitäten vermittelte 
Theorie zu überprüfen und mit den Erfahrungen aus 
der Praxis anzureichern" . 

Sie gründete den"Verein für praktische Pädagogik 
-Moabit e.V." 

Knapp 2 Jahre lang, bis Jan. 72, arbeitete der 
Verein ohne finanzielle Unterstützung. Seitdem 
wird das zu beschreibende Projekt als Modell 
für das mit Beginn des Reohnungs jahres 72 als 
Auflagenbeschluß des Abgeordnetenhauses von der 
Senatsverwaltung für Pamilie, Jugend und Sport 
eingeleitete "Sonderprogramm für sozial benaoh- 
teiligte Bevölkerungsgruppen im Rahmen der Pör- 
derung von Eltern-Kinder-Gruppen" vorläufig ge- 
fördert. 

Mach dem Bericht zum Antrag auf finanzielle För- 
derung an den Senat besteht die wesentliche Auf- 
gabe der Gruppe darin, "einen Teil der sozialen 
Bedürfnisse der Kinder und Eltern der T/erftstra- 
ße zu erfüllen". 

Man will keine caritative Arbeit leisten, sondern 
die Bedürfnisse aufgreifen, die sich aus der 
Abhängigkeit der Arbeiterklasse ergeben. 

Betreut werden vormittags eine Vorschulgruppe , 
naohmittags 4 Schülergruppen (insgesamt ca 50 
Kinder). Die Vorschulgr.uppe war ursprünglich 
nieht geplant, sie wurde auf dringenden Wunseh 



der Eltern gegründet und wird auch von 2 Kindern 
von Gruppenbetr e uern besucht. Die Anfangsschwie- 
rigkeiten, die sich daraus ergaben, konnten 
schnell überwunden werden. Alle anderen Kinder 
komnen aus Arbeiterfamilien. 

Bis Jan. 72 trafen sich alle Gruppen regelmäßig 
zweimal die Woche. 

Jetzt konnten zwei pä-dagogische Pachkräfte in 
Halbtagsstellung angestellt werden, von denen 
eine die Kleinkindergruppe übernommen hat , di° 
nun jeden Vormittag zusammentrifft - seit Juli 
d.J. in einer neu gemieteten Ladenwohnung (drei 
Eäume ) . 

Bald nach Beginn der Arbeit der Studentengruppe 
hatte sich spontan eine Lehrlingsgruppe gebildet. 
Nach sechsmonatiger Zusammenarbeit nit den Jugend- 
lichen sahen sich di^ Studenten jedoch gezwungen, 
aus zeitlichen und räumlichen Gründen (allen 
Gruppen standen bis Juli 72 lediglich zwei kleine 
Kellerräume zur Verfügung), die Gruppe wieder 
aufzulösen und di° Kontakte auf einzelne Gesprä- 
che zu beschränken, obwohl die Notwenkgkeit einer 
kontinuierlichen Arbeit gesehen wird. Hierfür 
wäre jedoch mindestens ein hauptamtlicher Sozial- 
pädagoge nötig. 

Die Arbeit mit den Schülergruppen müßte eigent- 
lich auch Schularbeitshilf e umfassen, doch dies 
wird erst ab Herbst möglich sein(Anstellung einer 
| Honorarkraft ) . 

Nach Darstellung der Studentengruppe wird den 
Kindern die Möglichkeit gegeben, Aggressionen 
und Motorik in Bewegungs- u. Tobspielen abzurea- 
gieren. Konfliktlösung durch die Kinder selbst 
wird angestrebt und geübt. 

Ausgesprochene Sprachschulung wird abgelehnt. 

Pür wichtig wird gehalten, "daß die Kinder im 
Gespräch über die Schwierigkeiten der anderen 
ihre eigene Situation wiedererkennen und gemein- 
same lösungsmöglichkeiten finden". 

Bei Kollektivarbeiten"wird zunächst von Vorschlä- 
gen der Kinder ausgegangen, deren Klischeehaftig- 
keit durch Angebote von unserer Seite aufgebro- 
chen wird . . . . Damit die Kinder eine größere Wahr- 
nehmungsfähigkeit für ihre Umwelt erwerben, un- 
tersuchen wir mit ihnen Spielplätze und entwickeln 
gemeinsame Kriterien für die Beurteilung, unter- 
suchen Stadtviertel und besuchen Behörden. 
Rollenspiele dienen der Aufarbei tung alltäglicher 
Konf liktsituationen. Wenn auch der Schwerpunkt 
auf der Arbeit in den Gruppen liegt, so wird die 
starre Trennung vermieden duch gemeinsame Exkur^ 
sionen, Dampferfahrten r Museums-, Ausstellungs- 
und Theaterbesuche . * 

Einen Schwerpunkt der Arbeit bilden die Diskus- 
sionen mit den Eltern. 

Es ist geplant , "die Eltern zunehmend in die ei- 
gentliche Erziehungsarbeit innerhalb der Projekte 
zu integrieren , um ihneÂ 1 ! tufenweise Selbstüber- 
nahme einzelner Arbeiten zu ermöglichen." 


Die Studentengruppe betont: "solange die Vorbe- 
dingungen für eine ausreichende Übernahme der 
Verantwortlichkeit seitens der Eltern der Kinder 
nicht erfüllt sind, ist der Verein Träger dei' 
inhaltlichen und finanziellen Befugnisse." 

Man hat sich deshalb so intensiv der Elternar- 
heit zugewandt, weil man erkannt hat, "daß sinn- 
volle pädagogische Arbeit nur dann geleistet 
werden kann, wenn - solange die sozialen Voraus- 
setzungen nicht änderbar sind - die Eltern in 
den Erziehungsprozeß miteinbezogen werden." 

Hingewiesen wird auf die Scjiwierigkeiten dieser 
Arbeit, bedingt u.a. durch die "Eesignation 
gegenüber der Veränderbarkeit ihrer sozialen Si- 
tuation und Angst vor Institutionen und Behörden 
Zu übersehen sind auch nicht die Sp Ajhbarrieren . 
Diskussionen mit den Eltern - anfänglich zu Hau- 
se und in Kneipen - knüpfen meist an aktuellen 
und konkreten Problemen aus ihrem eigenen Lebens 
■ u. Arbeitsbereich an. 

Es ist durchaus so, daß sich die Eltern der 
Schwierigkeiten ihrer Kinder bewußt sind, sie 
sehen auch Zusam: .enhänge zwischen der Abhängig- 
keit im Arbeitsprozeß und ihrem Erziehungsver- 
halten. Ihre Bereitschaf t , die starre Tradition 
von Erziehungsgewohnheiten zu durchbrechen, ist 
aber noch gering. 

Die Studentengruppe unterstützte im Sommer 71 
die Eltern bei mehreren Spielplatzaktionen. 
Schließlich wuide vom Bezriksamt ein Baugelände 
in der Nähe bis 1975 zur Verfügung gestellt, 
auf dem dann èise Kindertagesstätte entstehen 
soll. — 

Entgegen den Vorstellungen des Amtes konnte die 
Bürgerinitiative ihre Idee eines Bauspielplatzes 
durchset zen . 

Das Internationale Design Gentrje stellte 25.000, 
DM bereit, innerhalb von sechs Wochen wollen die 
Studenten zus. mit den Eltem den Spielplatz 
fertigstellen . Sein Hauptanziehungspunkt wird 
eine neuartige Balkenkonstruktion sein, die 
schon jetzt von den Kindern des Schülerladens 
vielseitig genutzt wird. 

Eltern u. Studenten stehen in Verhandlungen mit 
dem Bezifksamt, das ab Sept. d.J. eine Planstell 
für die pädagogische Betreuung stellen soll. 


Zlur Zeit wird das Projekt "Schülerladen Werft- 
straße" vom Senat anderen Gruppen, die sich un 
Pörderung im Rahmen des Sonderprogramms bemü- 
hen, als naohahmenswertes Modell vorgestellt 
ur.d zugleich erklärt, daß daran gemessen eine 
Pörderung für sie nooh nicht in Frage kommt . 
Insofern dienttdas Projekt - gegen den Willen 
des Vereins — als Alibi für die insbesondere 
für Arbeiterkinder fehlenden finanziellen 
Mittel. 
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Das Projekt "Schülerladen Werftstraße" will 
sich nicht auf kompensatorische Erziehung (wie 
sie z.B. in reinen Schulurbeltazirkeln betrie- 
ben wij'd) beechränken. 

Hler oteht in Vordergrund, daß die Kinder sinn- 
lich erfihrsn sollen, daß e@ nicht ihz* individu- 
elles Verougen iat, die Schwierigkeiten , mit 
denen oie otändig konfrontiert sind, alleine 
nicht meiaternzu können. 

Sie werden wnhl mit der Zeit begreifen, daß 
ihre ungünstige Auegangssituation Ausdruck ih- 
rer Klassenlage iot. Diese Erkenntnis ist die 
Voraussetzung dafür, dagegen angehen zu wollen. 

Wenn die Eltern erkennen, daß ihre Arbeitssitu- 
ation sioh auf ihr Verhalten zu Hau 3 e auswirkt, 
dies wiederum ihre Kinder prägt, machen sie 
einen entscheidenden Leinprozeß durch, der 
sie hoff entlich fragen läßt, wem ihxë Situation 
nützt . 


München -Perlach 


Der Stadtteil Neuperlach ist als " Jitlastungs- 
stadt" für die ständip; anwachsende Hünchener 
Bevölkerung geplant' und gebaut. Zur Zeit woh- 
nen dort ca. 22.000 Menschen.Ungefähr 30 % sind 
jünger als i4 Jahre. Nach dem ilan der Münche— 
ner Verwaltung sollen 1980 ca. 80.000 Menschen 
dort leben. Das Verhältnis von oozialwohnun -en 
und freif inanzierten Wohnungen ist bisher etwa 
60 : 40. Die Hauptvecdiener sind zu ungefähr 
40% als Arbeiter, zu 40% als Angestellte und 
Beamte, der Hest f reiberuflich und in gehobener 
Stellung tätig. Das durchschnittliche Netto- 
einkommen pro Haushalt liegt bei DH 1200 monat- 
lich. Die Mieten belapfen sich auf DM 4,20 (So- 
zialwohnung) bis 6,50 ?DM (freifinanzierte Woh- 
nung) pro qm. Der durchschnittliche Haushalts- 
typ ist die junge Pamilie mit 2 Kindern. Be- 
rufstätig sind 45% der Mütter von schulpflich- 
tigen Kindern. 1 ^ 

OWA' im Stadtteil 

Der Verein zur Förderung von GWA wurde nach 
Xängerer Vorbereitung im Mai 1970 gegründet. 

In ihm sind gegenwärtig folgende, in den Be- 
reichen der Sozialarbeit, Volksbildung und Um- 
wei tgestaltung tätigen Organisationen als so- 
genannte Mitglieder zusammengeschlossen: 

die Arbeiterwohlfahrt, der Caritasverband , 
die Innere Mission, der Deutsche Paritätische 
Wohlfehrtsverband, der Kreisjugendring, die 
Volkshoohechule , der Deutsche Werkbund, das 
Münohener Bauforum, Studienzentrum für ev. Ju— 


gendarbeit Josefstal. Zu den fördernden Mit- 
giiedern des Vereins zählt die Neue Heimat 
Bayern. 1 - Die Neue Heimat fördert den Verein 
fur GWA, neben der Kommune Miänehen, hauptaüch- 
lioh in finanzieXler Hinsioht. Die anderan, Mit- 
gXiedar beaehi>nnksn sieh überwiegend nuf ids- 
elle tJntersttifczung mit Auanahme einiger Spenden. 

Die bisherl gen Mrfahrungen zeigen, daß man 
zu etwa 80% auf außenatehende Geldmittel an- 
gewiessn ist. Hieraua ergeben sich für die 
GWA große Sohwierigkeiten. Die Höhe und der 
Zeitpunkt von Zuschüssen künnen nur zu einem 
geringen l’eil vorherbestiramt werden. Hinzu 
kommt, daß durch die Organisation des Vereins 
die J.eistungen standig nachgewiesen werden müs- 
sen, bzw. Finanzierungsanträge müssen jeweils 
so verfaßt werden, daß man an die in den öf- 
fentlichen Haushaitspiänen vorgesehenen Mittel 
heran kommt. Durch die knappen Geldmittel wird 
die j ersonalplanung und die Teambildung eben- 
faJls erheblich erschwert. Die Kitarbeiter ha- 
ben nur kurzfristige Arbeitsverträge , die erst 
dann verlängert werden können, wenn wieder 
Geld in jiussicht steht. -Ixistenzsicherung der 
Kitarbeiter und Xänsxerf ristirje l J ro,iektarbeit 
sind durch diese Unsicherheiten ständig ge- 
f j’hrdet. 

Für aas i ! odell-i erlach 'neißt dies, daß die er- 
strebte Unabha r^irakeit , d.h. von einseitigen 
Tr.-igerinteressen loszukom;'en,nicht erreicht 
wurae , da schon allein die Form der Pinanzie- 
rung ,iegliche gesellschaftskritische Arbeit 
unmögiich fnacht. Jede nicht genehme Aktivität 
kann durch Hechenschaf tsberichte kontrolliert 
und dureh den Entzug von Geldmitteln abgeblockt 
v/erden. 

•OrRane des Vereins sind die Hitgliederversam- 
lung, der Vorstand und die Arbeitsausschüsse . 

Die üntwicklung und die .ktivitÄten des Ver- 
eins werden entschei'.iend beeinflußt durch die 
Verteilung der wesenèlichen Zuständigkeiten 
und Punktionen auf diese drei Organe: 

- liitgliederversammliuig 

Berufung des Vorstandes, Anerkennung des Pin- 
anzbedarf splanes und Haushaltsplanes. 

- Vdrstand 

Ainstellung des Geschäftsführers und der Mit- 
arbeiter, Kontrolle ihrer Tätigkeit, Vorbe- 
reitung der Mitgliederversamml ung, 

- Arbeitsausschüsse 

Vertretung der jeweils örtlichen Basis der 
GWA. Beschlüsse über das .jeweilige Arbeits- 
programm im Rahmen der vorhandenen Mittel 
und über die Tätigkeit des Geschäftsführers. 
Abweichend von hierarchisch gegliederten Or- 
ganisationen sind die wichtigen Entscheidungs- 
zuständigkeiten auf die drei Organe verteilt.^ 

Die Healität sieht ,jedoch wiederum anders aus 
als das Konzept des Vereins.*In vielen Berei- 
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chen geschieht die Planung- und Aufgabenlösung 
nach wie vor isoliert, wobei sich die Einzel- 
interessen der verschiedenen Träger und In- 
stitutionen durchsetzen.Ein Beispiel dafür 
ist das geplante "Bürgerhaus" ,für das angeblich 
kein Geld da ist; dafür soll ,ietzt eine Art 
"kirchliciies Bürgerhauä' entstehen. 

Sogar der eigentliche Zweck des Vereins, Träger 
für GWA zu sein, wird dadurch infrage gestellt, 
daß die Caritas und die Innere Mission eigene 
Gemeinwesenarbeiter anstellen wollen, die mehr 
oder weniger neben dem Verein tütig sein sollen 
Schon daran zeigt sich, daß ein kooneratives , 

pluralistisches I-onzept mit den Interessen der 

11 A) 

Einzelmitelieder nicht uberemstimmt. 

Da die Kooperation zwischen den einzelnen 

Sbenen des Vereins durch die verschiedenen 
Interessen der Träger sehr schwierig ist, die- 
nen diese Gremien wohl überwiegend dem Infor- 
mationsaustausch. Die konkrete Arbelt wird 
hauptsächlich in 11 "nterausschüssen" geleistet 
(Kinderarbeit , Ju.gendarbeit u.a.). Hier lassen 
sich evtl . in kleinen Schritten gemeinsame Lö- 
sungen erreichen. 

Bisher kamen die Gemeinikesenaibeitt r git ihrer 
Praxis noch nicht in direkttn KonfliKt mit ih- 
rtn Trägern. Die Tätig.Ktiten haoen sich auch 
nur hauptsichlich aui den organisa torische n 
Aulbau des Vereins tinerteits und aui trhecunp 
von Strukturdaten des Gemtinwtstns antttrtrstits 
beschränkt. Die Gemeinwestnarbt itt r habt.n jn 
Munchen-Ptrlach eine ritsigt I nt iss t utp cr tndt 
mit.den für eine Kapitalistische Gtseiitchait 
typischen Vëngel an Nachsorgeeinriehyini ( n vor- 
gelunden; so müssen der Mütter ir.it Kirtdtrn 
unter 18 Jahren stundenweise oder j artztaps ur- 
beiten, dabei fehlten bei einer angestrtbten 
5o%gen Versorgung im l.ärz 7Â rund 4oo Krippen 
plätze. 1982 werden ca io% der schulpiiich.tig 
gen Jugendlichen zwischt n 1o und 1o Jahrcn von 
den mangelnden Schulplätzen betroilen sein. 

Angesichts solcher Daten,(die Stadt t ünchen 
wird den GWarbeitern sehr dankbat sein, ihr 
den Auiwand der Erhebung abgenommen zu hnben, 
falls die Daten nicht schon ohnehin bekannt 
waren) werden Bürger aktiviert, I.iternbeiräte 
geworben, Protestversamitilungen arrsngiert und 
die GWarbeiter selbst stiirzen sich mit Veheme 
menz auf die Suche nach Ausweichraumen lür Ju- 
gendliche und Prwachsene, da das geplante Biir- 
gerhaus zurückge stellt wurde. 

Den GWarbeitern in Neuperlach geht es im gro- 
ßen und ganzen um eine Bürger schaf t , die lähig 
zur "demokratischen" Auseinanderee tzung mit ih- 
ren Nachharn und dem naheren Umfeld wird ( und 
darum, im Heproduktionsbereich Freiräume zu 
echsffen. Dieee Freiräume sollen den Erwachse- 
nen und Jugendlichen als Ubungsield für kreati- 
ves und demokratisches Vcrhaiten dienen. Dabei 
haben die GWarbeiter die Hoffnung, daß der im 


ReproduktionsbereichK an DC-mokretit g< v/tt dtt 
Arbeiter nun auch im ProduK tionsbt rt ich l it- 
bestimniung fordert. 

In den bisfcer vom Verein hcrausgege henen I.u- 
formationen finden sicrh keiuc Äußerungen da- 
rüber, welche Hilfestellünf; die Sozialarbei- 
ter den Arbeitern bei ihrer Ausi iuanderst tzung 
mit den Arbeitgebe.ro lc.isten woiien und sollen. 
In der Beschreibung der praixit lindet sich eb- 
enfalls keine Aktion, die de r Vorbereitung auf 
politische Arbtit im Pr oduktionsbereich dicnt. 

A llerdings sind dië GWarbeiter bei ihren 
Recherchtn über Künchen-Perlach selbst auf’ iol- 
gende Erkenntnis gestoßen: " 

"V.iingel und Krisen der Vtrsorgung, wie sie in 
Perlach auftraten und nach gegenwärtigen Pnt- 
wickliangeprognosen auitreten werdtn, trwchwer- 
em die Iixistenzverhëltnisse besonders jener 
Gruppen, die ohnehin bereits in ihrer Eituati- 
on am Arbeitsplatz und durch ihr relativ g.erin- 
ges pro Kopf Einkommen benachte lligt sind. Si- 
che r darl die Sütuation in Neuperlach nicht i— 
soiiert betrchtet v.erden. In anderen Stadterw 
' we iterung stereichen niit ahnlicher Zusammenset- 
kung der Bevölkerung dürften vergleichbare 
Vtrsorgungsprobleme auftreten. Auch muß betont 
wc.rilen, dal: alJe an der Ilanuns-, Perlachs Letei- 
ligten Institutionen sich besonders bemüht ha- 
ben, den Ausbau der Inf ra s t r uk t ure inricht ungen 
an die- Intwicklung der Btvclkerung und dem da- 
raus entstehenaen Et.darf anzupassen. Dab den« 
rioch dic gt schilder tt n 1 ntv, icklungsschwierig- 
keiten in Ntuperlach aujtraten, zeigt, dali die 
Eemühungen der planenaen und vollziehenden In- 
s tanzen auch im g.ünstigsten Kall von übergrei— 

1 e-nden ge s t-ii.s ci uf t iichen Pedingungen begrenzt 
iind, die von dem hëuiig, sitierten Gegensatz 
öfientlicher Armut und privaten Eeichtums ein- 
ne r nur kleinen Schicht gekennzeichnet sind 
und die eine ausre ichende Bc.reitsteiiung der 
gerade für die am härteeten arbeitende F-evöl- 
kerung notwendigen Güter verhindern")5 

Angesichts dieser Erkenntnis kann man nur noch 
über den Optimismua staunen, mit dem geglaubt 
wird, unter diesen Herrschaf tsverhältnissen sei 
aurch Mobilmachung einiger Eltern z.B. eine de- 
mokhatische bchule zu erreichen. 

Beim Projekt bchulkatastrophe wird es schon of- 
fen gesagt: In der Konzeption heißt es: M Es soll- 
te nicht das oberste Ziel der Schule sein, Vvis- 
sen für ein ganzes Leben auizuhëufem und das 
vollkommene Beherrschen von zum Teil unsinni- 
gen Rechtschreiberegeln. . . . Vielmehr entschei- 
det die Fähigkeit zu sozialem Verhalten, zu 
demokratischem Zusammenleben, zu freier Mei- 
nungsäußerung. . . .Deshalb fordern wir als wich- 
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tlgates Ziel eine ^rzèehung zur Demokratie, 
eine Maxim«, die eine Verbesserung der äuße- 
ren Umstände des Unterriohts genauso einsohließt 
wie Vohsohulerziehung, Chanoengleiohheit , Abbau 
Jeglioher Diskriminierung duroh Leistungsgruppen 
Moten und Strafsysteme . )* 

Was für Schulen sohon pffen gefordert wird, ist 
im Bereioh der Freizeitgestaltung nooh in der 
Flanung und nur als zu erreiohendes Ziel in den 
Köpfen der GWarbeiter. So nehmen die Diskusai- 
onen und Flanungen über die Gestaltung des Bür- 
gerhauses und eines Spielplatzes einen groflen 
Teil der Arbeitszeit in Anspruoh* 'Form und Ge- 
staltung der Räume des Bürgerhauses und ein 
Musikraum mit Stereo-Kopfhörern zur Befriedi- 
gung passiver Bedürfnisse sollen die Jugendi 
liohen zu Creativität und Kommunikatlon befa- 
higen. So soll das Bedürfnis geweokt werden, 
das gleioh Gefühi der Unabhängigkeit, der Selbst- 
atfindigkeit, kurz die "demokratische Luft" auoh 
am Arbeitsplatz zu atmen. Womit dann die Ver- 
bindungslinie zum Froduktionsbereioh gezogen 
wkre. 

Es etlmrnt zweifelaohne,. daß unsere Jugend- 
heime und Bürgerhäu eer nloht so sind, wie eie 
eigentlioh sein sollten, aber beasere Bürger- 
hkueer sind nioht die Vorrauasetzung zu einer 
Veränderung der Verhaltnisee, sondern die Kon- 
eequenz. Und wenn sioh das BedürXnis der Jugend- 
lichen und Lehrlinge nioht in einer günetigeren 
Paueenregelung ersohöpfen soll, ist es nopwen- 
dig, Informationen über d«0. ProduktionsverhSXt- 
nisse zu Xiefern und die Vorraussetzungen auf- 
zuzeigen, unter denen Seibstbestimmung der Pro- 
duktlon erst mögiio& wird. 

In den Inf ormationsbXëttern der GWarbeiter fin- 
den eioh eine Reihe Aussagen, die au« eine kri- 
tieohe Auseinandereetzung mit dem kapitaiisti- 
■ohen Syetem sohließen Xassen. Es mag Bein, daß 
die GWarbeiter subversiv arbeiten müseen, um 
nicht d'en ArbeitspXatz|zu verXieren. Dooh Xfeßt 
eloh dem MateriaX auch nioht die geringste 
BtrategievorateXXung entnehmen, wann und in 
weioher Form die Atbeit Früohte tragen eoXX. 

Und soXange für die GWarbeiter in vöXXig un- 
differenzierter AuswahX aXXes ZieXgruppe iat, 
waa Bedürfnisee anmeidet, deren ErftiXXung nur 
mal wleder den Bewohnern das BefühX vermitteXti 
’Dabeisein let aXXesl", wird sioh auoh keine 
Btrategie zum polltisohen Kampf entwiokeXn 
Xaesen. 

1 Informstlonen zur Oemeinweeenarbeitll 
RSOi Vereln sur Förderung von GWA in Münohen 
)2 Tätigkeltsberloht der OWarbeiter in der Zeit 
von Okt.7o-8ept.71 
)} Tätigkeitsberioht a.a.O. 

Informatèonsblatt, von den OWarbeitern an- 
lKßiioheiner Tagung der OiXde SoziaXe Arbeit 
1972 herausgegeben. 

)5 Informatlon sur OWAII a.a.O. 

)6 Information sur OWA II a.a.O. 


MVZ - zwischen Kampfblatt 
und Bürgerzeitung 

Eine Analyse von StadtteiXzeitungen , Einsohät- 
zung ihrer Möglichkeiten und Orenzen steht noch 
aus. Sioher nlcht zuietzt aus dem Orunde, weii 
ein geringer TeiX der besondere in der Zeit der 
lntensiveren Aktivitäten von Studenten in Wohn- 
viertein, sowohi in Westdsutsohland ale auoh in 
West-Beriin, zahireioh herausgegebenen Blätter 
die politiaohen Diekuseionen, die Resignation 
und die etändige finanzieXXe Mangelsituation 
Uberstand . 

Wir können diese AnaXyse hier im Zusammenhang 
der Diekussionen praktlsoher BeispieXe von Bür- 
gerinitiativen nioht Xeisten. Hur sovieX ist 
zu sageni 

Daß Bewohner elneB WohnvlarteX« sioh zusammen- 
sohXießen und gemeinsam vsrsuohan, elnan Wsg 
zur Vsrbesserung ihrer Lage im Rsproduktions- 
bereioh zu finden, läßt auf - im Oagensatz zum 
OroßtaiX dsr BevöXkerung - gestiegenes Bewußt- 
sein für gemslnsame NotXagen und Intsrssaen 
sohXießsn. Einsn weitsrsn Sohritt auf diesem 
Wege bedeutet Jsdooh dle Erksnntnis, daß Aktio- 
nen lm 8tadtvisrtsX - esXbet wsnn sie vordsrgrün- j 
dig vsrsohisdsnsn Inhalt haben - in einen Zusam- 
menhang gebraoht wsrden müseen und nur so vsr- 
hindsrt werden kann, daß beispieXsweise "arfoXg- 
relohe" Initlativen dls BUrgar su dtr Überzau- 
gung bringsn, ea ssi sXlss in bester Ordnung. 

Dis Elnsioht, daß im Grunde bsi dar darzeltlgan 
Iaoiierthelt der Bewohner nur sins Zsitung.eine 
zusammenhängende Einochätzung der FrobXeme und 
Erslgnlase im Wohnvisrtsl bringsn kann, ist dle 
eins Triebfedsr für lhre HsrstsXXung, das Bewußt- 
sein, von beetehenden Medien faXaoh, ungenau 
odar gar nioht informiart zu wsrdsn, »ins wei- 
tsre. 

Setzen dieae Einsioht und dlssss Bewußtsein eint 
Ubsr primäre individuslls Bsdürfnisss hinauege- 
hende Siohtweite voraus, so nooh visXmshr 
die Bereitoohaft , an dar RsaXialerung eiriss soX- 
ohsn Projektes praktisoh raitzuarbsiten, ganz bs- 
oondero, wsnn ee sioh um wsrktKtlgs Btwohnsr 
handslt. 

Daß dar gute Wille, elne Zsltung zu maohen, nun 
nloht notwendlgerweisa ihrs zukünftige emanzl- 
patoriaoha Wirkung garantiart., Xisgt ganz bsaon- 
ders daran, daß hier MögXiohkeitsn der EinfXuß- 
nahme und des Mißbrauohs stltsns Oruppisrungen 
besteht, die im Orunde dis Durohsstzung elgner 
Interessen gegen diejenlgen dsr BtvöXksrung lm 
Auge haben. 


So aollte man alch bei der Elnachätzung einer 
Stadtteilaeitung vor allem fragem 

- wer macht die Zeitung? 

- welche Probleme greift aie auf? 

- wie werden Erelgniaae dea täglichen Lebena 
beurteilt? 

- mit welchem Anapruch . tritt die Zeitung an die 
öffentiichkeit? 

Im Folgenden stellt ein Arbeiter, der aeit Orün- 
dung der MVZ - eine 8eit 5 Jahren relativ kon- 
stant erscheinende Stadttellzeitung - aktiv lm 
Hedalctionskollektiv mitgearbeitet hat, die Ent- 
wicklung und den ge; enwärtigen Stand der Zeitung 
selbst darl 
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Im Juni 1969 wurde die MVZ (Märkische-Viertel- 
Zeitung) als Forschungspro jekt der PH von Stu- 
denten im MV ins Leben gerufen. 

Die meisten Mitarbeiter waren bürgerliche Bewoh- 
ner des MV (Beamte, Angestellte des Senats usw.), 
die aich schon gesellschaftapolitisch engagiert 
.hatten und die ersten Bürgerinitiativgruppen ini- 
tiiert hatten (Forum e.V., Verein zur Förderung 
des Abenteuerspielplatzes) . AuSerdem waren sie 
mehrheitlich Funktlonäre in der SPD. 

Der reatliche Teil der Mitarbeiter waren Studen- 
ten von außerhalb des MV mit ausgeprägten sozia- 
liatiachen und kommunistischen Ansprüchen vori 
verachiedener Couleur, wie aie die Studenten- 
gruppen an den Hochschulen damala aufwiesen. 

Heben der MVZ hatte sich ein Arbeitskreis Mieten 
und Vohnen gebildet, der zum größten Teil von 
dehaelben Leuten besetzt war. 

Beklagte man in der MVZ tropfende Vaaserhähne 
und fehlende Ampelanlagen, dlakutlerte der Ar- 
beltakrela Mieten und Vohnen gesellschaftspoli- 
tiache Probleme. Hier kamen auch immer mehr Be- 
wohner aue der arbeltenden Bevölkerung hinzu, 
hauptsächlich solohe, die von Exmittlerungen be- 
droht waren. Ein kleiner Teil aah in der MVZ die 
Möglichkeit, mlt ihren Problemen an die öffent- 
lichkelt zu gehen, 

Offene Kritik an der Senatapolltlk aowie Diffe- 
renzen Uber tatfectiachea Vorgehen bei Aktionen 
führte dazu, daß dle SPD-Typen aue dem Redak- 
tionskollektiv ausstiegen. 


Erate Aktionen wurden unternommen ( zur 10.000 
aten Vohnung, Hallenbesetzung, Verhinderung von 
Exmittierungen) . Jetzt wurde von seiten der Ad- 
ministration offen gegen die MVZ zu Felde gezo- 
gen ( Beschlagnahme der MVZ, KUndigung der R&ume 
und des Schaukaetena im Zentrum, Anklage gegen 
die MVZ-Redakteure usw.). 

Dle durch die Studenten beherrachte Redaktion 
ver&nderte nun das Oealcht der MVZ grundlegend. 
Aua der Stadttellzeitung wurde ein Kampfblatt 
gegan Imperlallsmua und Kapitallsmus (langatmi- 
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ge Beitr&ge Uber China, Vietnam, verbale Essaya 
Uber AEO, Bosch ubw.). 

Blldungsgefälle zwlschen werktätlgen Mitarbei- 
tern und Studenten auf der einen Seite, marxi- 
atlache Schulung und wacheendes Selbatbewußtaein 
auf der anderen Seite führte zu immer größeren 
Schwierigkeiten in der Zuaammenarbeit. 

Ende 1971, nach tagelangen politischen und 
organisatorischen internen Diskussionen, voll- 
zog aich der Bruch der Koalition. 

Die Studenten zogen sich zurück. Ein Teil grün- 
dete eine "Neue MVZ", der Rest der Redaktion 
machte weiter. Die MVZ wurde liberaler und 
stadtteilbezogener, ohne ihren sozialistischen 
Charakter aufzugeben. 

Im Herbst des vergangenen Jahres wurde bei einer 
Wohnungsbaugesellschaft im Märkischen Viertel 
die Miete drastiach erhöht (1, — DM/m 2 ) und au- 
ßerdem noch eine Nachzahlung fUr 1 1/2 zurUck- 
liegende Jahre gefordert. Das fUhrte zu einem 
Sturm des Protests, der darin gipfelte, daß ca 
600 von 821 betroffenen Mietern zu einer Pro- 
testversammlung zuaammenkamen, auf der Vertreter 
des Senats, des Bezirksamts, der Vohnungsbaukre- 
ditanstalt und der Wohnungsbaugesellschaft gela- 
den waren. 

Neben Mäkeleien Uber tropfende Wasserh&hne, un- 
dichte Fenster oder klemmende TUren wurden aber 
aueh Janz handfeste politische Fragen aus der 
Menge den lypen an den Kopf geworfen. 

Man brachte ganz klar zum Ausdruck, daß von Sel- 
ten des Senats zugesprochene Mletsubventionen 
Ja ebenfalls Gelder - n&mlich Steuergelder - . 
der arbeitenden Bevölkerung seien und man nlcht 
gewillt sei, den Kapitalisten immer mehr in den 
Rachen zu schmeißen. 

Zu Tumulten kam es, ala der Vertreter der Voh- 
nungsbaugesellschaft das Plenum fragte, ob sie 
nicht auch alle eine Äktie hätten. Darum müßten 
sie doch eigentllch verstehen, daß Aktienbeaitzer 
echließlich ein Recht darauf hätten, Geld darauf 
zu bekommen. 

Mach meiner subjektiven Meinung (als Mitarbeiter 
der MVZ) sehe ich in der Reaktion der betrof- 
fenen Mieter eine Form der Emanzipation, zu der 
das 2 1/2 jährige Erscheinen der MVZ im M&rkl- 
schen Viertel nicht unwesentlich beigetragen 
hat. Aber auch weitere Aktionen, die eindeutig 
unter der "Fahne" der MVZ durchgeführt wurden, 
fanden bei einer nicht geringen Zahl der Bevöl- 
kerung zumindest Sympathien (z.B. Veranataltungen 
zur Wahl, zum 1. Mai, Verhinderungen von Exmit- 
tierungen, UnterstUtzung der Forderungen von 
Eltern-Kinder-Gruppen) . 

Den großen "Sprung nach vorn" haben die Mitglie- 
der dee Redaktionskollektivs gemacht. 



Heute beeteht dae Stamakollektiv ausi 6 Arbeitern 
1 Verkäuferin, 1 Hausfrau, 1 Lehrer, 1 Pfaiyrer, 

1 Pilmemacher und 2 Sokialarbeitern. 

Aufgrund der heutigen Zusammensetzung haben wir 
natUrlich Schwierigkeiten mit der Herstellung 
der Zeitung. Sie erscheint heute nicht mehr alie 
4 Kochen, da wir alle arbeiten und zeitliche 
Mammutsitzungen nicht mehr durchführen können. 
Auch hat sich, wie schon oben erwähnt, das in- 
haltliche Bild der Zeitung stark gewandelt.. 

Die MVZ ist heute wieder stadtteilbezogener und 
liberaler, was bei der Bevölkerung positiv auf- 
genommen worden ist, wie Gespräche beim Verkauf 
zeigen. Auch können wir in der September-Ausga- 
be wieder bezahlte Werbeanzeigen vorweisen, die 
ja für eine Verbesserung der Qualität nicht oh- 
ne Gewicht sind." 

Nachzutragen bleibti 

Am Beispiel der MVZ wurde ganz besonders deut- 
lich, wo die Grenzen der Möglichkeiten für 
staatlich angestellte Sozialarbeiter, Bürger- 
initiati ven zu unterstützen, liegen. 

Nicht nur daß die MVZ seit Jahren keine Eäume 
mehr vom Bezirksamt für öffentliche Redaktions- 
sitzungen zur Verfügung gestellt bekommt , z. Zt . 
wird sie vorwiegend in der Wohnung eines der 
Mitarbeiter hergestellt, den Sozialarbeitern 
wurde es vom Bezirksamt Reinickendorf schon 
sehr bald untersagt, in irgendeiner Weise an 
der MVZ mitzuarbeiten , ja selbst engerer Kon- 
takt zu bekannten MVZ-Mitarbeitern hatte Mißtrau- 
ensäußerungen Vorgesetzter zur Polge. 


BESPRECHUNG 


"DIE MITARBEIT, Stiftung für staatsbürgerllche 
Mitverantwortung" , hat uns eine Dokumentation 
Uber Bürgerinitiativen in Westfalen geschickt 
und um unsere "freundiiche Beachtung" gebeten. 
Dieser Bitte sind wir gerne gefolgt. 

Naohstehend möchten wir unsere Leser mit zwei 
"Projekten" bekanntmachen. 

1 ) Ü?ËE£?Ii2i£i3liI2_52I32552*5_?i2252Eß2 

Schallwellen zertrümmern Pensterschelben. . . . 
Elnlge Dutzend Pamilien, die in einer kleinen 
Gemelnde des Münsterlandes gebaut haben, muß- 
ten sich mlt einer nahen Trassenführung der 
Autobahn 'Hansalinie' abfinden. ... 

Nach der Preigabe der Strecke Uberspülte die 
Lärmwelle den Wohnbereich, brach in die Mit- 
tagB- und Sonntagsruhe der Pamilien ein, riß 
Kinder und Erwaohsene aus dem Schlaf und mach 
te eie reizbar und unausstehlich. 

Es mußte etwae geschehen - es ist etwas ge- 
schehen! 
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Am 1. Oktober wurde in der Flachlandgemeinde 
* ein 'Bergfest' gefeiert. Entlang der Auto- 
bahn ist ein Bergrücken, 800 m lang, 20 m 
hoch und 100 m breit, entstanden." 

Die Autoren berichten, daß dies ein Ergebnis 
der BUrgerinitiative "Lärmschutz Nienberg e.V. 1 
bestehend aus 57 Mitgliedern-ist . 

Mit Einlagen zwischen 250 und 750, — DM bil- 
deten die Mitglieder ein’ Grundkapital. 

Mit Zuschüssen von Gemeinde und Bund verfüg- 
ten sie bald über 40.000, — DM. 

Mit Unter8tützung einer Baufirmengemeinschaft 
wurde der Damm errichtet. 

"■Die Stiftung DIE MITARBEIT veranlaßt das 
Aufstellen einer Ruhebank mit einem Meseing- 
schildt 'Den Bürgern von Nienberge in Würdi- 
gung ihrer Initiative zum Bau des Lärmschutz- 
walls.' 


2) l, 535i25£?Éi2_i2_einem_sozialen Brenngunkt 

Bottrogs 

Bottrop- eine Stadt wie manche andere - im 
Revier zwischen Hamm und Duisburg. Das Zechen- 
sterben griff auch hier um sich, und 3.500 
Mitarbeiter. . .mußten zusehen, wie die Tore 
ihrer Schachtanlage geschlossen und ihre Pütt 
ausgeschlachtet wurde. ... Die Stadt hat, 
ebenso wie jede andere, ihre Außenseiter, 
die fast Abgeschriebenen. . . . Randsiedler 
der Wohlstandsgesellschaft , die - in der 
überwiegenden Zahl schuldlos - ins 'Abèeits' 
geraten sind. Das 'Abseits' nennt man heute 
' Bozialen Brennpunkt', weil, wie in unserem 
Falle, 150 Pamilien mit fast 900 Menschen in 
Doppelstockbauten mit je 10 Zeizimmereinheit-e 
ten auf etwa 25 qm Wohnfläche leben. Die Ver- 
waltung tut einiges , . . . ihre Mittel aber sind 
begrenzt. 

Ein junger Mann von 23 Jahren greift ein in 
den Kreislauf von Ausgestoßensein und Sich- 
absondern, von Einzelschicksal und Familien- 
not , von Trostlosiglfeit und Scheinsolidarität 
Er greift ein mit unbekümmertem Elan und ei- 
ner gehörigen Portion Menschenliebe , ohne 
Scheu vor Dienststellen und 'hohen Tieren*. 

Er erreicht, daß das Ordnungsamt ihm mitten- 
drin zwei nebeneinanderliegende sogenannte 
Schlichtwohnungen zur Verftigung stellt und 
daß nach manchen unvorhergesehenen Schwie- 
rigkeiten ein ' Jugendzentrum' im September 
71 eingeweiht werden kann. ... 

In seinem mitreißenden Optimismus ist der 
junge Mann fest davon überzeugt, daß er die 
Menschen findet, die dem Arbeitskreis 'Sozi- 
aler Brennpunkt' zu helfen bereit sind. 
Übrigensi Der junge Mann hat den Mut gehabt, 
vor kurzem seinen einkömmlichen Beruf als 
Elektriker aufzugeben, da ihm diese Tätigkeit 
nicht mehr genügend Zeit für die Arbeit am 
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und mit Menschen ließ. Er bereitet sich jetzt 
in Essen auf den Beruf eines Heimerziehers 
vor . ... 

Die Stiftung DIE MITARBEIT stellte dem Initia- 
tor einen Betrag zu seinen nicht unerheblich« 
Unkosten zur Verfügung, die ihm durch die An- 
fahrt zum sozialen Brennpunkt in Bottrop 
tagtäglich entstehen," 

Die idealisierten Darstellungen der Projekte in 
dieser "Dokumentation" lassen mangels Detailin- 
formationen eine vertiefte Auseinandersetzung 
mit den einzelnen Arbeitsinhalten kaum zu. 

Die Höhe der Beträge und die Porm, in der"Die 
Mitarbeit" sie den Projekten zukommen läßt , sind 
eine , wenn auch großartige satirische Randerschei- 
nung. 

Was jedoch wesentlich ist und der Bewußtwerdung 
bedarf, ist ein zunehmender Trend, Bürgerinitia- 
tiven - von ihrer Entstehung und Zielsetzung her 
potenziell fortschrittlich - dem kapitalistischen 
System nutzbar zu machen. 

Auf diese Gefahr ist in verschiedenen Veröffent- 
lichungen hingewiesen worden. 

Am Beispiel der MITARBEIT läßt sich feststellen, 
daß die vor Jahren noch durchgängige Ablehnung 
von Bürgerinitiativen durch die Kapitaleigner 
und ihren Staat, vertreten durch Länder- und 
Kommunaladministration, heute weitgehend einer 
Haltung im oben beschriebenen Sinne gewichen 

iBt . 

Um Porderungen nach Verfügungsgewalt über die 
Produktionsmittel zu begegnen, wird beschränkte 
Mitsprache in den Reproduktionssektor abgelei- 
tet . 

Diesem Ziel dient auch die hier besprochene 
"Dokumentation"'. Dabei ist nicht nur die perso- 
nelle ZuBanmensetzung des Stiftungsrates beach- 
tenswert, dem neben Mitgliedern der amtierenden 
Bundesregierung , des Bundestages auch Vertreter 
des Großkapitals , ein General a.D. , Regierungs- 
direktoren und Staatssekretäre angehören, son4 
dern die Aussagen, die zur Nachahmung im Sinne 
dieser Y/erbeschrift getroffen werden. 

Da taucht der alte Pioniergeist auf: "nicht im- 
mer nach den Institutionen rufen, sondern selbst 
handeln! " Es erscheint der junge Mann,rd6r mit 
"unbekümmertem Elan" (gemeint ist wohl: ohne 
Kenntnis gesellschaftlicher Zusamr.enhänge ) in 
einer Obdachlosensiedlung "eingreift". 

Es soll nicht nach den Ursachen von Disparitä- 
ten gefragt, sondern "guten Herzens" gehandelt 
werden, denn: "Die bescheidenste konkrete Aufga- 
be zu verwirklichen, ist sinnvoller als abstrak- 
te Konzeptionen, die bloß auf dem Papier stehen'" 

Und etwas weiter unten stößt das Vorwort in der 
MITARBEIT-Dokumentation zum "ewig Menschlichen" 
vor: "Wie groß oder klein das Erreichte auch 


ist, wie tierschieden Status und Konto der daran 
beteiligten auch sein mögen,... eines ist ihnen 
gemeinsam: sie mußten Hindernisse aus dem Weg 
räumen, Helfer und Verbündete suchen, Pähigkei- 
ten zur Kooperation entwickeln, in sich selbst 
schöpf erisché Kräfte entfalten und nicht zu- 
letzt die Preude entdebken, ein Ziel zu errei- 
chen, das über das eigene Aus- und Fortkommen 
hinausgeht" . 

Diese "Dokumentation" . der noch weitere foleen 
sollen, gehört in jede Ausbildungsstätte , in der 
man. sich kritisch mit der Funktion von Sozial- 
arbeit und ihren Methoden auseinandersetzen 
will. 

Zu beziehen ist dieses Heft von der Stiftung 
für staatsbürgerliche Mitverantwortung DIE MIT- 

ARBEIT, 5628 Heiligenhaus , Am Vogelsang 18 . 


leserzuschrift 

Die evangelische Kirchengemeinde in Berlin-L. 
stellte für ein Neubaugebiet ( ca 8000 Einw.) 
eine Sozialarbeiterin ein, die sich 1 3/4 Jahr 
lang dort in Gemeinwesenarbeit versuchte. 

3 Projekte sollen hierbei näher beleuchtet wer- 
dent 

I) Aufbau einer Eltern-Kinder-Gruppe 

II) Bürgerinitiative zur Durchsetzung eines 
Abenteuerspielplatzes 

III) Aufbau einer bezirklichen Initiativgrup- 
pe Eltern geistig behinderter Kinder 

zu I) 

Anfang 1970 gehörte es sozusagen zu den Staü- 
dantaufgaben einer GV/A , eine Eltern-Kinder-Grup- 
pe zu initiieren. 

Da es bis Mitte 71 im Neubaugebiet keine Kita 
gab und die beiden kirchlichen Kinderspielkrei- 
se bei weitem nicht ausreichten, genügte ein 
Anstoß, um interessierte Eltern zusammenzubrin- 
gen. 

Auf der 1 . Elternversammlung im Mai 70 waren 
Eltern von etwa Ity Kindern anwesend. Uberwie- 
gend gehörten sie dem gehobenen Mittelstand 
an (Ärzte, Architekten, Lehrer usw. ) . Doch hat- 
ten sich auch Eltern eingefunden, die gerade 
noch dem Mittelstand zugerèchnet werden konnten 
und deren Bildungsstand sieh deutlich von dem 
der anderen abhob. 

Es bestand anfänglich die Hoffnung, durch die 
Eltern mit geringem Einkommen unter die vom Se- 
nator für Pamilie, Jueend und Sport für die 
finaßielle Pörderung vorgeschriebene Gesamt- 
Einkömmensgrenze zu fallen. Als nach tel. Aus- 
kunft der Senatsstelle diese Grenze immer noch 
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überachritten war, erlosch sichtlich das Inter- 
esse, sich mit den Eltern der niedrigeren Bil- 
dungsschicht auseinanderzusetzen. 

Eine DisKuBeion über den Ende Juni yorgeführten 
Ferneehfilm ''Erziehung zum Dngehorsam" zeigte 
deutlich, daß gerade die einkommens- und bil- 
dungsschwächeren Eltern sich über die Auswir— 
kungen ihres Erziehungsstils überhaupt nicht 
im klaren waren. Selbstverständlich gelang es 
ihnen nicht abrupt , ihre starre Erziehungstra- 
dition kritisch zu durchdenken und sich zur 
Änderung derselben zu entschließen. 

Dies jedoch wurde von den anderen Eltern ver- 
langt , die die kleine ihr rhetorisch weit un- 
terlegene Gruppe in Grund und Boden diskutier- 
ten, ohne überhaupt den Versuch zu machen, auf 
deren Voraussetzungen einzugehen. 

Über die Frage der Sexualerziehung kam es dann 
zum Bruch und nach der Sommerpause waren die 
die dem gehobenen Mittelstand angehörenden El- 
tern unter sich. 

Die GWA hatte damals noch die Hoffnung, eine 2. 
Eltern-Kinder-Gruppe aufbauen zu können, die 
sich homogen aus Eltern, die gerade noch der 
Mittelschicht zugerechnet werden können, beste- 
hen sollte . Deshalb riet eie der schon bestehen- 
den Elterninitiative nicht, trotz negativem tel. 
Bescheid der Senatsverwaltung einen Antrag auf 
finanzielle Pörderung zu stellen, da die Senats- 
mittel damals noch weit geringer waren als heu- 
te und noch weniger Gruppen unterstützt werden 
konnten . 

Der sich "Eltern-Kinder-Spielkreis L." nennen- 
den Elterngruppe wurde vom Bezirksamt in einem 
Jugendheim ein großer Raum mit Gartenbenutzung 
mietefrei zur Verfügung gestellt. Sie stellte 
von sich aus den Antrag auf finanzielle För- 
derung beim Senat und beschäftigte ab Nov. 70 
bis zum überraschend positiven Bescheid (seit 
Jan. 71 monatl. Zuschuß von DM 200, — ) auf ei- 
gene Kosten eine Kindergärtnerin . 

Die auf zubringenden Beiträge waren und sind im- 
mer noch so hoch, daß Kinder aus einkommene- 
sehwäoheren Sohichten gar nicht in Frage kom- 
men. 

Der Eltorn-Kinder-Spielkreis besteht immer noch. 
Nach wie vor setzt er sieh homogen aus der ge- 
hobenen Mittolschioht zusammen. 
iAIs pädagogische Fachkräfte werden aus Kosten- 
gründen nur Junge unverheiratete kinderlose 
Kräfte angestellt. 

Grundtendenz der Eltern ist, ihren Kindern 
durch die voreohulische Förderung gute Start- 
chancen zu gebcn. 

Hinzuweisen Wä r» nooh darauf, daß die Eltern 
natürlich dié Mode mltmachen, verbal auf die 
Notwendigkeit der flnanziellen Förderung der 
unterprivilegiwr ten Sctoichten hinzuweisen, 
IJedoch nur solange, wie hierdurch die elgene 


Mittelzuwendung nicht beschnitten wird(vergl. 
versteekte Distanzierung der im Zentralrat 
zusammengeschlossenen Eltern-Kinder-Gruppen 
vom Sonderprogramn für sozial benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen .) 

zu II) 

Beim Projekt Abenteuerspielplatz (ASP) griff 
die GWA einen 1969 von Bürgern der Mittel- 
schicht gestarteten, doch schließlich im Sa 
verlaufenen Vorstoß zur Durchsetzung eines 
binson-Spielplatzes auf . 

Unterschriften wurden gesammelt, ein ASP-Facr. 
mann überzeugte die Eltern davon, daß Robinson- 
Spielplätze die Kreativität d.er Kinder einengen. 
Zum 2. Mal wurde die SPD-Fraktion angesprochen 
und sagte auf einer Elternversammlung ihre Un- 
terstützung des Projektes eines ASP zu(wie schon 
einmal 1969). 

Als die GW’A dann 1/4 Jahr mit innergemeindlichen 
Aufgaben beschäftigt war, verlor sich das Inter- 
esse sehr schnell. 

Mit MUhe und Not konnten, als die Abt. Jugend 
und Sport des Bezirksamts (der CDU-Stadtrat 
wollte der SPD zuvorkommen) innerhalb von 6 Ta- 
gen ein Grobkonzept der Eltern für die Gestal- 
tung des ASP anforderte, einige ASP-Intereasen- 
ten zusammengetrommelt werden. 

Das gewünschte Konzept wurde zwar abgeliefert, 
doch stellten die Eltern fest, daß sie zu weâig 
uber ASPs wußten. Eine Mutter nahm deshalb an 
einem kurz darauf stattf indenden mehrtägigen 
Seminar über ASPs teil. 

Frau R . engagierte sich für die Idee des ASP 
so, daß sie sich durch Überzeugungsarbeit sehr 
am Aufbau einer arbeitsfähigen Bürgerinttiative 
beteiligte . 

1 Sie gewann 3 Väter dafür, nach Diskussionen mit 
der ansonsten noch inaktiven Gruppe ein überar- 
beitetes Konzept mit detaillierter fachmänni- 
scher Bauzeichnung vorzulegen. 
üie Bezirksverordnetenversammlung beschloß 
die Annahme dieses Konzepts. Alle Parteien wa- 
ren grundsätzlich gewillt, éin Prestige-Ob Jek 
zu schaffen. In mehreren Raten sollen insges 
fast 500.000 DM bereitgestellt warden. 

Die erste Rate wurde für Anf. 72 in Aussich' 
gestellt . 

Vom Bezirksamt angeregt, wurde im Herbst 71 
unter Vorsitz von Frau R. ein Verein gegründet, 
der It. Satzung die Kinder- und Jugendarbeit 
im Neubaugebiet fördern will, insbesondere 
die Verantwortung für den ASP mittragen wird. 
Frau R. war auf dem o.g. Seminar zur Erkennt- 
nis gelangt, daß sich die verschiedenen Bérli- 
ner ASP-Projekte gegenseitig stützen müsaeni 
doch konnte sieh sich in diesem Punkt auch mit 
Unterstützung der GWA nicht durchsetzen, da die 
anderen Vereinsmitglieder fürchteten, ein Enga- 



enent für nooh nioht finanziell abfèsicherte 
Projekte köraite das ias proßen punzen pute üin- 
vernehnen cit den Bezirksamt beeinträchtigen. 
rst ais andere Uitglieder an einen 2. Seninar 
ber AS?s teilnahmen und ihnen dort Zweifel 
n uer Kichtigkeit iiner bishpricen Sinatellung 
ufkamen, wählte der Verein eir.en mittleren 
.ure : ilitfliedec'ua :'t im Iiachverband der Berliner 

SPs, doch dort Einnahse eir.er abwartenden Hal- 
ung . 

Jurch den Erfoig ihrer Initiative - der Platz 
vird Mitte Okt. 72 eröffnet werden - ist der 
ierein zur Ansicht gelangt, daß man, sofern 
aa.n es nur wirklich wolie und man die richtigen 
i’ege einschlage, zum Erfolg kommt . 

)ies, obwohl man weiß, daß eine Elterngruppe 
tes zum selben Bezirk gehörenden angrenzenden 
Jrtsteils ebenfalls für ihre Kinder einen 
iSP fordert - allerdings vergeblich, denn sie 
rntte das Pech, ihre Porderungen nach denen dez 
i.g. Vereins gestellt zu haben und die Bezitks- 
cassen sind nun leer. 

lu III) 

Im febr, 71 trat der Vater eines durch die 
Pockenschutzimpfung geistig behinderten Kindes 
in die GKA mit der Frage heran, wie man einen 
Zusammenschluß von Eltern behinderter Kinder 
zur Durchsetzung der Errichtung einer Sonder- 
icindertagesatätte im Bezirk erreichen könne. 

Sr brachte gleich eine Liste mit Adressen mit, 
iie er anläßlich einer Weihnachtsbescherung 
für geistig behinderte Kinder durch das Bezirks- 
amt gesammelt hatte. 

Oiese Eltern wurden angeschrieben, 12 erschie- 
nen, um zus. ein Schreiben ans Bezirksamt zu 
formulieren. 

Sine 2. Elternversammlung Anf. März stellte 
lurch Pressevertreter schon Öffentlichkeit her, 
iie 40 erschienenen Eltern beschlossen, die 
verantwortliohen Politiker selbst zu befragen. 
3nde Marz fand eine heftige Diskussion zwischen 
)0 Eltern geistig behinderter Kinder und, den 
Jtadträten fiir Jugend u. Sport, für Volksbildunt 
30wie den Vertretern aller 3 Parteien statt. 
lie relativ große Anzahl betroffener Eltern konn- 
te nur erreicht werden, weil die Sozialarbeiter 
ier Behindertenfürsorge , für die Solidarisierung 
lit ihren Klienten keine Phrase ist, der GWA als 
iußerbehördlicher Person Zutritt zur Kartei ge- 
vährt . hattep. 

Der Leidensdruck dieser Eltern, die tagtäglich 
ihre schwer geschädigten Kinder beauf sichtigen • 
aüssen - mit dem Wissen, daß sich der Zustand 
nie ändern wird und der Angst und traurigen 
Gewißheit, daß das Schicksal ihrer Kinder nach 
Jem Tod meist schon eines Elternteils das einea 
"meöikamentös ruhiggestellten" , dumpf vor sich 


hin lebenden Heimkindes ist.- ist so stark, 
daß sie nicht mit Phrasen und leeren Verapre- 
chungen abzuspeisen sind. 

So drückte eine Mutter aus, was die anderen 
Eltern bekräftigten: "wir demonstrieren mit 
unseren behinderten Kinder vor dem Rathaus und 
machen Rabbatz, bis etwas geschieht." 

Die Versammlung war mit Zahlenmaterial so gut 
vorbereitet worden, daß die Politiker erklären 
mußten, sie hätten hier Versäumtes und nicht 
Erkanntes scheell nachzuholen. 

Als im April ein Mitglied der sich nach dieser 
Elternversammlung vergrößerten Elterninitiative 
einen Bauherrn ausfindig machte, der im Bezirk 
eine Etage für Kindergruppen zu vermieten such- 
te, konnten - nicht zuletzt durch die zahlrei- 
chen Presseberichte - weder der Pinanzsenator , 
noch das Bezirksamt einen Rückzieher machen, 
und man sagte die Mietung und Einrichtung der 
6 Räume als Kindertagesstätte für geistig be- 
hinderte Kinder zu. 

Auf Druck der Eltern konnten auoh relativ 
sohaell Pach- und Hilfskräfte gefunden, die Ki- 
ta am 1.9. in Betrieb und am 20.10.71 offiziell 
eröffnet werden. 

Zur Zeit bemüht sich die Initiativgruppe , die 
inzwischen einen Verein gegründet hat, um den 
Gemeinnützigkeitsstatus und damit leichter 
Spenden erhalten zu können, um die Errichtung 
eines Spielplatzes fur die Sonderkindertages- 
stätte. 

Weitere Ziele sind verstärkte Qffentliohkeits- 
arbeit und die Verbescerung der Schulsituation 
der geistig behinderten Kinder. 

Inzwischen haben sich in anderen Berliner Be- 
zirken zwei ähnliche Initiativgruppen gebilcet. 
Zu der einen besteht nuv loser, zur anderer. 
sehr i'ntensiver Kontakt. Man unterstützt sich 
gegenseitig in seinen Erfahrungen und Forde- 
rungen . 

Das alles klingt erfreulioh positiv und nach- 
ahmenswert , dooh muß ganz klar gesehen werden, 
daß auch diese Eltern durch ihre - im großen 
Rahmen gesehen - kleinen Erfolge (die aber für 
sie lebenswichtig sind) zur Ansicht gelangt 
sind : , durch Bürgerinitiativen sei mit der Zeit 
alles machbar. 

Nicht gesehen wird , daß diese Kinder für die 
herrschende Klasse uninteressant sind, denr. sie 
werden für den Arbeitsprozeß nie brauchbar, nie 
Prof it-Lieferer sein. 

Folglich werden auch nicht genug finanzielle 
Mittel da sein für gut ausgestattete Sonder- 
kindertagesstätten, -heime und -schulen, 
für Jugendwerkheime und menschenwürdige Arbeits- 
stätten für erwachsene geistig behinderte Men- 
schen. . 

Ferner ist zu bemerken, daß die Eltern von "gei- 
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stig behinderten Kinflern in der Regel so stark 
mit ihren Problemen Konfrontiert sind, daß sie 
andere diakrimlnierte Oruppen nicht sehen. 

So konnte es z.B. geschehen, daß dem Gründer 
der Elternlnitiative kaum widersprhchen wurde, 
als er auf einer Gruppensitzung forderte, die 
Bundesregierung solle jegliche Entwicklungs- 
hilfe - auoh Akut-Programme wie die für vom 
Verhungern bedrohte Katastrophen- u. Kriegs- 
opfer - einstellen, damit diese Gelder für 
geistig Behinderte frei würden. 

Im Sinne der GWA-Theorie kann hier durchaus von 
erfolgreicher Arbeit gesprochen werden. 

Doch konnte vom Anspruch der Gemeinwesenarbei- 
terin her ein wesentliches Kriterium - einen Be- 
wußtseinsprozeß darüber einzuleiten, daß soziale 
Mißstände zwangsläuf iges Ergebnis unserer Gesell- 
schaftsordnung sind - nicht einmal ansatzweise 
erfüllt werden. 

Das genaue Gegenteil ist eingetretem 
durch ihren Erfolg sind die an den verschiedenen 
Initiativen beteiligten Bürger zur Ansicht ge- 
langt , daß dieser letzten Endes eine Frage des 
"gewußt wie", deB Engagements und Durchsetzungs- 
vermögens Bowie der Beharrlichkeit ist. 

D.h. , entgegen der Absicht der Gemeinwesenarbei- 
terin hat sioh die Anschauung durchgesetzt , daß 
alle Probleme mit einigem guten IBillen von allen 
Seiten innerhalb des Systems lösbar sind. 

Muß man nun hleraus die Konsequenz ziehen, daß 
Projekte soloher Art nicht von Gemeinwesenarbei- 
tern angeregt und unterstützt werden sollten? 

Solch eine Schlußfolgerung wäre sicher falsch, 
denn Bewußtiieinsprozesse können nur an konkreten 
BedUrfnlosen anoetzen. 

Allerdings iat aoloh ein Bewußtwerdungsprozeß nui 
schwer von einem vereinzelt arbeitenden Gemein- 
wesenarbeiter zu leiaten, zumal wenn er nicht 
politisch organieiert lst und Strategien nicht 
mit anderen zusammen entwickeln und ständig über- 
prüfen kann. 

Eine erfolgreiche Arbelt im Sinne von Bewußt- 
seinsveränderung kann wohl auch nur in Zusammen- 
arbeit mit anderen politiBchen Gruppen im Stadt- 
teil geleistet werden. 


ANZEIGE 

Dea Wachbarschaftsheim Mittelhof Berlin e.V. 
sucht ab sofoht oder spiiter zwei Soziaiarbei- 
ter(innen) oder Mitarbelter mit ähnlicher Aus- 
blldung, die mm Bereich der Gemeinwesenarbeit 
tbtlg sein wollen. 

Wir wollen aktiv in die kommunale und regionale 
Politlk eingreifen, indem wir die von dieser 
Polltik Betroff enen aktivieren. 

Ruft uns an! Tel: 84 14 1} 


Die sogenannten Sachzwänge 

Der Konflikt 

Hier wird ein Konflikt zwisohen Verwaltung und 
einer Bürgerinitiative beschrieben, der vermut- 
lich nicht untypisch ist. 

Ein Neubauviertel, in diesem Fall das Falken- 
hagener Feld in Berlin-Spandau, wurde geplant 
und verwirklicht, ohne daß die Stadtplanung im- 
stande war, rechtzeitig und ausreichend für so- 
genannte Wohnfolgeeinrichtungen zu sorgen (Sohu- 
len, Kindergärten, Spielplätze, Grün- und Erho- 
lungsfläohen, Kommunikationsstätten usw.) 

Darüberhinaus war die Stadt- und Sozialplanung 
weder imstande, für die Großraumsiedlung mit ca. 
12000 Wohnungen eine überdurchsohnittlich hohe 
Kinderzahl vorauszusehen nooh einen Unsicher- 
heitsfaktor in der Weise einzukalkulieren, daß 
man wenigstens gewisse Baulandreserven für even- ' 
tuelle Zusatzbauten vorsah. 

j 

Unter dem Druck der kritischen Öffentlichkeit 
und der .Schulelternschaft des FF wurde die Fehl- 
planung dann seit 1969 auch öffentlich zugegeben. 
Als die Elternschaft der völlig überfüllten 
Grundschule Im Beerwinkel, ca. 45 Kinder in einer 
Klasse, 1971 eine Protestdemonstration besohlos- 
sen hatte, wurde vom Bezirksamt der Bau der über- 
fälligen 4 .Grundschule versprochen - für 1975. 

Als Standorte waren bekannt: 

a) das derzeitige Polizeiübungsgelände nördlioh 
der Wasserwerk- und Pionierstraße 

b) das derzeitig als Kohlenlagerplatz von den 
Briten genutzte Industriegelände an der Fran- 
kenwaldstraße 

o) ein nioht näher bezeichneter Standort westlich 
der Stadtrandstraße. 

Am 11 . April 1972 gab der Spandauer Baustadtrat 
Bühl in der Bauausschußsitzung des Bezirksamtes 
Spandau intern bekannt, daß die neue Schule auf 
dem kaum fertiggestellten Großspielplatz ('Kosten 
ca. DM 860 000.-) an der Wasserwerkstraße - dem 
größten zusammenhängenden Spielplatzgelände Ber- 
lins - gebaut wird. 

Die Gründe dafür waren einfach: 

Die Standorte Polizeiübungsgelände und Koh- 
lenplatz wurden von den zuständigen Senatoren 
für Inneres und Wirtschaft, Senator Neubauer 
und Seantor Dr. König, nicht freigegeben, 
(PolizeiJjelände ist wiohtiger als Spielplatz) 

Die Bürgerinitiative informierte daraufhin am 
13.4. die Presse. 




.tficritirer als die Darstellune; der tloßen Ereig- 
liose ist aber die Darstellung der Verhaltens- 
;uster der affi Konflikt "beteiligten Verwaltungen 
a.l i urteiaremien . Unter anderem hekamen wir es 
im Verlaui des Konfliktes mit Praktiken und Tak- 
tiken zu tun, auf die wir nioht immer vorberei- 
tet waren. Wir zeigen sie auf, damit man sioh bei 
künftiuen Konflikten darauf einstellen kann. 

Komnetenzkonf likte 

Kaoh der Version des Bezirksamtes Spandau ist 
man vom Senat "angewiesen" worden, die' Schule auf 
dem Spielplatz zu bauen, die anderen Standorte 
s.eien "abgelehnt" worden. Man verweist und wartet 
auf die "endgültige Entscheidung des Senats", "der 
Senat hat eine schwere Entscheidung zu treffen" 
etc . 

Demgegenüber Senatssprecher: Es sei - "unter uns 
gesagt" - ein Skandal, daß der Bezirk (Spandau) 
nicht imstande gewesen sei, einen Schulstandort 
zu reservieren. Die Entscheidung liege klar beim 
Bezirksamt Spandau. 

Abschließender Senatsbescheid vom 8.5.72 an die 
Bürgerinitiative: "Eine Entscheidung hat der Se- 
nat nicht getroffen und aucli nicht treffen kön- 
nen, weil er hierfür keine Kompetenz besitzt, Zu- 
ständig für die Entscheidung über die Standort- 
frage bleiben insbesondere die bezirklichen 
Dienststellen unter Beteiligung des Seäjntors für 
Bau- und Wohnungswesen. " 

Wobei auch diese Stellungnahme wiederum alle Mög- 
lichkeiten offenläßt, beliebig lange die Verant- 
wortung hin ünd her zu schieben. 

Eine Woche nach Bekanntwerden des Planes, die 
Schule auf den Spielplatz zu bauen, hatte die 
Bürgerinitiative zu einem Hearing eingeladen,auf 
dem Vertreter des Senats, des Bezirksamtes Span- 
dau und der Parteien ihre Argumente darlegen soll- 
ten. Weder kamen sie selbst, noch kamen Vertre- 
ter. Grundsätzlich hat sich das im Laufe des Kon- 
fliktes immer wiederholt: die Verantwortlichen 
haben sich der öffentlichen Diskussion niemals 
gestellt - bis dahin, daß ein Stadtrat zu einem 
mit der Bürgerinitiative vereinbarten Termin 
nicht erschien. Eine von den Abgeordneten ange- 
kündigte Inf ormationsveranstaltung des Bezirks- 
amtes hat nie stattgefunden. Keines der in diese: 
Sache von den Bürgern an Spandauer Verwaltungen 
und Parteigremien gerichteten Schreiben ist je 
beantwortet worden. 

Die einzigen öffentlichen Äußerungen der Verant- 
wortlichen waren schriftlicher Art: ein von 
Schulstadtrat Blödorn verfaßtes, statt seiner 
aber von einem SPD-Mitglied unterzeichnetes 
Flugblatt; eine "Amtliche Bekanntmachung" des Be- 
zirksamtes, die als Postwurfsendung - aus Steuer- 
mitteln - im FF zugestellt wurde; sowie ein 
Br.ief der Abgeordneten G.Fechner, der auf dem 
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gleichen Wege - aus Steuermitteln - an die Be- 
völkerung ging. 

Es gehört mit zur Strategie des Bezirksamtes , 
daß es die betroffenen Bürger und Gruppen vor 
die scheinbare Alternative stellte: entweder wird 
die Schule auf dem Spielplatz gebaut - oder sie 
kann erst Jahre später bzw. gar nicht gebaut wer- 
den. Da die Notwendigkeit des Schulbaus außer 
Diskussion steht, sahen viele, die dem Ziel der 
Erhaltung des gesamten Spielplatzes voll zustim- 
men, sich durch solche"Erpressung" zur Handlungs- 
unfähigkeit verurteilt Mit dem genannten Argu- 
ment gelang es dem Bezirksamt Zug um Zug, die 
verschiedensten Gremien ( Jugendwohlfahrtsaus- 
schuß, Schulausschuß , Elternausschußvertreter) 
zur Zustimmung für ihr Vorhaben zu gewinnen, bis 
schließlich die Bezirksverordnetenversammlung 
beschließen konnte, was längst beschlossene Sa- 
che war. 

Verweigerung von Inf ormationen 

Trotz ständig betonter "Bürgernähe" und Auskunfts- 
bereitschaft war die Verwaltung einschließlich 
der von uns gewählten Mandatsträger keinesfalls 
bereit, vorhandenes "Herrschaftswissen" bzw. 
ihren immensen Inf ormationsvorspruhg preiszuge- 
ben. Stets wird nur bruchstückhaft und einseitig 
informiert. Sobald die geforderten Inf ormationen 
ggf . belegen könnten, daß die Verwaltung und/oder 
Politiker ihr Mandat nicht erfüllt haben bzw., die 
Rechte der Bürger vernachlässigt haben, werden 
solche Inf ormationen verweigert, zügleich aber 
die solche Inf ormationen Fordernden aufgef ordert , 
sich"doch erst einmal zu informieren" . 

Vereinzelung und Diffamierung 

Nicht neu war uns der taktische Versuch der Ge- 
genseite, die Mitarbeiter der Gruppe zu verein- 
zeln und gegeneinander auszuspielen. Das geschah 
oft in erstaunlich plumper Weise. Wo neue Mit- 
glieder der Bürgerinitiative im Gruppenauftrag 
aktiv wurden, versuchte man, sie als selbständige, 
jedenfalls diesmal ernstzunehmende Bürgervertre- 
ter gegen den "irregeleiteten" Rest der Gruppe 
aufzubauen. Wo das Gespräch mit der Bürgerinitia- 
tive insgesamt längst abgebrochen war, versuchten 
noch immer Parteienvertreter, die sich sonst dem 
öffentlichen Gespräch versagten, in Einzelgesprä- 
chen neue Gruppenmitglieder zur Abkehr von der 
Gruppe zu bewegen. Auch Angebote wurden gemacht. 
Das endete erst, wenn die Angesprochenen unmiß- 
verständlich ihre Solidarität mit der Gesamt- 
gruppe bekundeten, 

Diffamiert wurden wir seit langem, auch in diesem 
Konflikt wieder. Der Katalog de'r pauschalen Dis-' 
qualifizierungen unserer Gruppe umfaßt die Vorwür- 
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fe des fehlenden Saohverstandes , der mangelnden 
Kenntnie dee polltleohen Lebens, der Selbstüber- 
sohätzung, der Unsaohliohkeit, des fehlenden 
Mandate, der Verfangenheit in massiven Vorurtei- 
len gegen Parteien und Verwaltung. 

Die das Spandauer Bezirksamt tragenden Parteien 
sehen aber dureh die Bürgerinitiative einen An- 
griff auf ihr Mandat, auf ihre fiskalische Macht, 
auf ihr politisches Prestige und auf ihre alleini- 
ge Kompetenz. Die Bezirksamtspraxis zeigt uns 
immer wieder, daß die Kommunalpolitiker die öf- 
fentliche Kritik nicht ertragen, dem politischen 
Gespräch mit dem Bürger ausweichen, dem Bürger 
fehlende Sachkenntnis unterstellen, egoistische 
Interessen unterschieben, ferner sich einzig 
und allein als gewählte Volksvertreter für die 
Wahrnehmung der öffentlichen Interessen kompe- 
tent betrachten. 


eine disziplinarische Voruntersuchung einge- 
leitet worden,weil er sich konsequent weigerte, 
über die Jugendlichen Aussagen zu machen und 
weil er im Zuge der Lrteilung der Aussagege- 
nehmigung durch das Bezirksamt r.ich an Aktior.e n 
beteiligt hat,die die Zurücknahme der Aussage- 
genehmigung fordern. 

Wir verlangen in diesem Zusamnenhang die sofor- 
tige' Kinstellung der Krmittlungen gegen l'.anfrcd 
ilabatsch . 


Diese Resolution wurde an folgende Institutionenge- 
sandt; Senator für Inneres Berlin,Senator für PamiJie 
Jugend und Sport Berlin, Innenausschuß des 
Berliner Abgeßrdnecenhauses ,3ezirksamt 
Kreuzberg von tserlin, Gewerkschaften ÖIV und 
G IW, Rechtsausschuß des Bundestages und ar. 
die Deutsche Presseagentur. 

Von den aufgeführten Institutionen hat bis- 
her nur der Rechtsausschuß des Bundestages 
mit einem Brief an den AKSd-Berlin reagiert. 

Der Brief ist u.K. so inhaltslos ,äas es nicht 
notwendig ist,diesen 'abzudrucken. 


Wir werden aber weiter für d'ie Erhaltung des 
Spielplatzes und den Bau der erforderliehen 
Uohule kämpfen. 


AUSSAGEVERWEIGERUNGSRECHT 


In aiesem Zusammenhang wurce vom AKS-Berlin in 
Verbinaung mit einigen anderen Gruppen eine Un- 
terschriften durchgeführt.Die Aktion ergab 
Unterschrilterj.Die Kampagne für cas Aus- 
sageverweigerungsrecht wird von uns weiterge- 
führt. In den nächsten Zeitungen werden v.ir 
darüber berichten. 


ZWISCHENBERICHT: 


Am IS.Juli 1^72 fand vom AKS-Berlin, die angekün- 
dlgt* Vorttnstaltung zur rorderung nach einem Aus- 
sageverwolgerunGsrecht für Sozialpädagogen statt. 
Die Veranfltultung wurde von ca. 15° Sozialarbei- 
tern und SozinlpBdagogen besucht.Von den Anwesen- 
den ist bei ) Stimmenthaltungen und 4 Gegenstim- 
men folgende Heeolutinn verabschiedet worden. 


Der Sozialphdagoge ist aufgrund des Anstellungs- 
verhältnisses Runktionsträger der verwaltung. 
Sein Auftrag lautet; Kontrolle und Dlsziplinie- 
rung der Klienten. 

Demgegenüber steht sein berufliches Selbstver- 
etändnis : Anwalt des Klienten zu sein.ihm bei 
der Durchsetzung seiner Forderungen gegenüber 
dnn Institutionen zu helfen. 
iiurch aen umfangreichen Katalog von Diszipli- 
nlerungsmöglichkeiten werden wir gozwungen, 

K.ngen unser Selbstverständnis zu handeln und 
unri eindeutig auf die Seite der Institutionen 
de« Staates zu stellen. 

i|n Verpflichtung zur Zeugenaussage stellt in 
'HoBom Zusammenhang nur die Zuspitzung täg- 
lloher Arbeitspraxis dar. Denn vermerke , Berich- 
te , litellungnahmën sind permanente Aussagen über 
K I i ont.en, deren Verwendung - auch zu ihrem Nach- 
teil - für sie nicht kontrollierbnr ist. 

Dor' liohutz des Klienteninteressen ist eine we- 
surit. Ilohe Voraussetzung fiir eino Sozialpäda- 
gogtli nmanzipatorischen und solidarischen 
Kandelne. 

Dashw I b fordern auch wir das Ausr.ageverweige- 
rungMi'eoht für Heimerzieher.Kindorgärtnerinnen, 
Lehrpr , tlozialarbeiter , Vormünder und andere im 
Sozln I I aationsbereich Tätige mit der gesetz- 
lichen Vnrankerung in der Zivil-und der Straf- 
prozeßordnung. 

Kin Konkreter Fall der Disziplinierung exnes 
Sozièltt rliht ters ist im Zusammenhang mit der 
Arbeit 1m Georg von Rauch-Haus im Bezirksamt 
Kreuzberg passiert: „ , ^ . . 

Gegen den ilozialarb'eiter Manfred Rabatsch lst 


HEIMMISERE gdöstll 

in Zehlendorf ordnete der Stadtrat für Jugend 
und Sport während der großen Ferien an,daß 
alle Kinder der 3städt .Heime in Zehlendorf, 
die das 15 »Lebens jahr vollendet haben,bis zum 
30 , 9»72 untergebracht werden müssen (anderweitig 
denn "Kinderheime sind keine Jugendwohnhe ime " • 

So bekamen die einzeLnen Heimabt eilungen der 
anderen Bezirksämter ,über die diese inzwischen 
uberalterten Kinder eingewiesen worden waren, 
die Auff orderung , den (die) Jugendliche (n) x 
bis 30« 9* aus dem Heim zu verlegen,Ursprüng= 
lich sollte der Termin der 1.9*72 sein. 

Die Kinder f die nichts ahnend aus den Ferien 
kamen , sollten gleich weiter wandern. 

Auch für Heimleiter und Erzieher soll diese 
strikte Anordnung mehr oder weniger überraschend 
gekommen sein.In einem Heim sind 9 von insges. 

35 Kindern davon betrof f en.Die H e imleiter 
sollten ihre Zöglinge f die z.T.weiterführende 
Schulen besuchen f keine Alternative der Unter= 
kunft und im Heim und dessen Umgebung ihren 
l<ebensmittelpunkt - ein Stück Zuhause - g.efun= 
den haben f ohne Vorbereitung an die Luft setzen. 
Für die 15 und l6jährigen Heimkinder heißt 
das:Wechsel aller Bezugspersonen in, H e im und 
Schule , Anpaßung an die andere H e imstruktur 
( Wohnheim) f Anpaßung an die fremde Umgebung etc. 
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,, |.'al'ü Zehlendorf soll daraufhin ein Gespräch 
, (1 em Stadtrat gefordert haben.Obwohl kaum 

1 1 cndorfer Kinder von dieser Anordnung 
roffcn waren, löste diese Verfügung unter 
Sozialarbeitern große Beunruhigung aus. 

-h vielen Bedenken erklärte sich der Stadt= 

L schließlich zu einem Gespräch mrt den 
ozialarbeitern Anfang August bereit.Die 
oimleiter jedoch sollten nicht anwesend sein. 
as sollen Argumente des Stadtrats ,wie z.B. . 

-lintweder kommen die Kinder oder die Jugend= 
lichen in einem gemeinsamen H e im zu kurz. j, 

(kann,muß aber nicht sein) 

-Er zieher , die schlecht oder gar nicht ausge= 
bildet sind.können der Problematik der Jugen 
lichen nicht gerecht werden. 

.,ie sieht die Ausbildung der Erzieher in 
Jugendwohnheimen aus?) 

-ßei Heimen mit alters-und geschlechtsgemisch - 
ten Gruppen: sie ersetzen doch keine Familie, 
und auch dort werden meist die älteren 
Kinder überfordert. 

(FrageiWas bieten wir den Familien zur Prox 
blematik der G esc hwisterreihe? ) 


-Wir können nicht Jugendliche aus dem Kinder= 
heim ins Leben entlassen. 

(wohin denn? ) 


-Ës ist diskriminierend für .Jugendliche f das 
Kinderheim als ihre Adresse anzugeben. 

(Wir fragen: ist es weniger diskri«.nierend, 
aus ieinem Jugendwohnheim zu kommen? ) 


inder sollten nie länger als 2 Jahre im 
eim sein.Es geht, nicht an.daß Kinder 8 ah= 
e und länger in einem H e i m sind. 


( sehr richtig -.wenn aber keine Familie da 
ist , ist es dann nioht besser.dem Kind 
wëiteren Heimwechsel zu ersparen7 ) 


Frage : W«s hat der Stadtrat dazu getan.die 
Situation in den 3 stödt.Heimen zu verbessern? 
Angeblich hat er sich um eine große Wohnung 
für eine Wohngemeinschaf t im Bezirk -ais *ach= 
folgeeinrichtung für die Zöglinge der öeime - 
bemüht und keinen Erfolg gehabt. 

Seit längerem wird ein Konzept für eine Wohn= 
gemeinschaf t Von Erziehern der 3 »eime mit dem 
Heimerzieherseminar der PH erarbeitet .Diese 
Gruppe hat beim Bezirksamt einen Vorstoß um 
Mittel gemacht.Und wie es der Zufall will : 
die Haushaltsf orderungen des Jugendamtes waren 
gerade 2 Tage vor diesem T er min abgeschlossen 
worden und es konnte nichts mehr aufgenommen 
werden.Das sind die B em ühungen der Jugendamts= 
spitze! Aber etwas muß geschehen -vielleicht 
hatten sich Jugendliche gerade schlecht benom» 
men( eine keimleiterin geohrfeigt?) und so wird 
eine Anordnung erlassen.die das ProbXem losen 
soll.Denn sollte nicht eine Heimabteilung in 
der Lage sein.für 1-2 Jugendliche binnen 4 Wo= 
chen irgendwo - vielleicht auch in Westdeutsch 
land - einen H e implatz zu finden? 

Dies ist wieder das typische Meispiel dafur, 
wie versucht wird.der Konfrontation mit der 
verheer enden Heimsituation zu entgehen.So gibt 
es nämlich nur "Einzelf älle" ! 


Es muß dazu noch gesagt werden, daß Kinder und 
Jugendliche , die in der H e i m g eme inschaft nicht 
tragbar sind.ohnehin verlegt werden,und die, 
die heraus wollen und eine Alternative zum 
Heimleben haben.können es schon lange.Die be= 
‘rffenen Jugendlichen aber wollen bleiben. 
Übrigens , der Stadtrat versteht nun diese 
Aktion nur als Provokation gegen 

die anderen Bezirke.die sich auch mal den 
Kopf zerbrechen sollen.Er hat halt nur gespaßt 
und als Stadtrat . darf man das ! 

Die Situation der Zehlendorfer Kinderheime 
läßt durchaus zu wünschen übrig.Aber sollen 
gerade die Schwächsten der Gesellschaft , die 
bereits benachteiligt sind.auch noch die Zeche 
bezahlen? 

Hoffen wir.daß man dem Stadtrat glauben kann, 
wenn er sagt.daß kein Jugendlicher gegen sei= 
nen Willen in ein anderes H e im versetzt wird! 


ANZEIGE 


Evangelisches Zentrum BBH, Haus der Mitte 
1 Berlin 4-7. lipps c hitzallee 5o Tel.6ot 4o : 

Wir suchen für den Bereich Erwachsenen- 
arbeit eine Sozialarbeiterin oder einer. Sozi- 

alarbeiter. . 

Wir sind ein Team von Theologen, Kiudergart- 
nerinnen und Sozialarbeitern, die im Evange- 
lischen Zentrum zusammen mit den beiden ande- 
ren evangelischen Gemeinden der Gropiusstadt 
VBrsuchen, eine Arbeit auizubauen, die daran 
orientiert ist , sich mit den besonderen Pro- 
blemen einer Heubausiedlung auseinanderzu- 
setzen und davon ausgeht, daß Lösungsversu- 
che nur mit den Bürgern dieser Siedlung zu- 
sammen unternommen werden können. 

WiE bieten ein relativ Ireies und selbst- 
ständiges Arbeiten. ^ , n 

Bezahlung nach BAT und die Moglichkeit der zu- 
sätzlichen Altersversorgung. 

Bewerbungen bitten wir in der ublichen Form an 
dieo.g.Adresse zu sénden. 
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